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Unter Militärconventionen ganz allgemein genommen ver- 
steht man jede Art von Verträgen über das Heer- oder Militär- 
wesen. Dass solche Verträge unter souveränen Staaten keiner- 
lei rechtliche Schwierigkeiten bieten, bedarf keiner Erörterung. 
Dagegen kann die staatsrechtliche Bedeutung der Militär^ 
convention im Bundesstaate eine sehr verschiedene sein, bald 
eine grössere, bald eine geringere, je nach dem Masse von 
Selbständigkeit, welches die Einzelstaaten der Bundesgewalt 
gegenüber besitzen. Die Regelung des Militärwesens kann 
darnach entweder ganz oder theilweise der Competenz der 
Einzelstaaten überlassen, sie kann aber dieser auch gänzlich 
entzogen sein. Denn das Militärwesen im Bundesstaat gehört 
begrifflich nicht zur Competenz der Bundesgewalt. 1 ) Dass 
dieses aber thatsächlich der Fall, erklärt Zorn mit Recht aus 
historischen Ursachen. Es würde daher unzulässig sein, aus 
allgemeinen mit dem Bundesstaatsbegriff zusammenhängenden 
Prinzipien die rechtliche Natur des Heeres und damit indirect 
die Bedeutung der Militärconvention zu konstruiren. Es ist 
vielmehr lediglich von dem positiven Rechte auszugehen, von 
den einzelnen Bestimmungen der Militärconventionen selbst, 
deren staatsrechtliches Verhältniss zu den Bestimmungen der 
Reichs- Verfassung und der Reichs-Gesetze über das Kriegs- 
wesen klarzustellen versucht werden soll. Der Verfasser dieser 
Abhandlung ist hierzu im wesentlichen dadurch veranlasst, dass 
die in dieser Beziehung von Schulze, Zorn, G. Meyer und 
neuerdings von Brockhaus gewonnenen Resultate durch die 
von Laband verfasste Kritik 2 ) der Brockhaus’ sehen Mono- 

*) Zorn, Das Staatsr. des dtsch. Reiches. I. S. 297. 

A. A. Laband, Das Staatsr. des dtsch. Reiches. III. I. Abth. S. 2. 

*) Archiv für öff. Recht. III. Bd. 1888. S. 491—532. 
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graphie: Das deutsche Heer und die Contigente der Einzel- 
staaten wieder in Frage gestellt erscheinen. 

Welche hohe Bedeutung den Militärconventionen im 
Reiche, rein formell betrachtet, als Quelle des deutschen 
Militärrechts zukommen muss , geht schon aus der einfachen 
Thatsache hervor, dass sämmtliche 24 Einzelstaaten des Reiches 
mit Preussen oder dem norddeutschen Bunde bezw. dem Reiche 
Militärconventionen abgeschlossen haben, nachdem zuletzt auch 
Braunschweig nach langer Weigerung im Jahre 1886 sich zum 
Abschluss einer solchen Convention hat bereit finden lassen. 

Die thatsächliche Bedeutung der Conventionen hat Laband 1 ) 
sehr treffend mit den Worten charakterisiert: 

»die Reichsverfassung enthält gleichsam das Idealrecht, 
»welches nirgends verwirklicht ist, das vielmehr mir die 
»Normallinie bildet, um welche sich die thatsächlich in 
»Geltung stehenden Regeln in mancherlei Windungen 
»ziehen«. 

Den Erörterungen über die rechtliche Bedeutung der 
Conventionen mag zunächst eine kurze Darstellung ihrer histori- 
schen Entwicklung vorangeschickt werden. Unerörtert bleiben 
hierbei sowie später alle Conventionen, durch welche den 
kleineren Einzelstaaten Nachlässe an den von ihnen zu tragen- 
den Militär-Ausgaben zeitweise bewilligt wurden, da diese Con- 
ventionen nur für die Uebergangszeit bis zur Errichtung des 
norddeutschen Bundes Gültigkeit gehabt haben. 

Die Militärconvention ist keine dem deutschen Reiche 
speziell eigenthümliche Contractsform. Die erste derartige 
Convention wurde bereits im Jahre 1862 zwischen Preussen 
und Waldeck abgeschlossen, freilich schon 1867 durch eine 
andere ersetzt. Das Jahr 1867 bringt dann neue Militärcon- 
ventionen 2 ) der Krone Preussen mit Sachsen, Hamburg, Lübeck, 
Bremen, mit Lippe, den thüringischen Staaten, Schaumburg- 
Lippe, Hessen -Darmstadt, Schwarzburg- Sondershausen und 
Anhalt, endlich mit Oldenburg und Mecklenburg-Strelitz. Alle 
diese Conventionen wurden im engsten Zusammenhänge mit 

*) Laband, Das Staatsr. des dtsch. Reiches. III. I. Abth. S. 3. 

2 ) Die Militärgesetze des deutschen Reiches. I. S. 56—181. 
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der unter den genannten Staaten vereinbarten Verfassung des 
norddeutschen Bundes abgeschlossen, weshalb sie fast sämt- 
lich mit den Worten: »In Ausführung des Abschnittes XI der 
Verfassung des norddeutschen Bundes« beginnen. 

Im Jahre 1868 folgte dann die Convention Preussens mit 
Mecklenburg-Schwerin, mit der die endgültige Regelung des 
Verhältnisses der Bundescontingente zur Preussischen Armee 
vollendet war. Nach der Errichtung des deutschen Reiches 
sind in den Jahren 1872 und 1873 die meisten dieser Con- 
ventionen durch neue den veränderten Verhältnissen ent- 
sprechende ersetzt worden. Von den früher abgeschlossenen 
Conventionen blieben nur in Kraft : die mit Oldenburg, Lübeck, 
Hamburg und Bremen vereinbarten. Durch den Beitritt der 
süddeutschen Staaten zum norddeutschen Bunde bezw. deut- 
schem Bunde wurden die Conventionen mit Hessen — an 
Stelle der Convention von 1867 — vom 18. Juni 1871, mit 
Baden vom 25. November 1870 und mit Württemberg vom 
21./26. November 1870 veranlasst. Zu den Militärconventionen 
gehören inhaltlich noch der bairische Bündnissvertrag vom 
23. November 1870, Ziffer III § 5, sowie die Vereinbarung 
bezüglich der Festung Ulm vom 16. Juni 1874. Die letzte 
Militärconvention endlich wurde am 9./18. März 1886 zwischen 
Preussen und Braunschweig abgeschlossen. 

Haupt-Inhalt. 

Der Inhalt der Militärconventionen ist ein sehr verschiedener, 
wie das ja aus dem angedeuteten Zwecke: »die Bestimmungen 
der Reichsverfassung den Verhältnissen des besonderen Einzel- 
staates anzupassen« mit Nothwendigkeit hervorgeht. Dennoch 
lassen sich wenigstens für die grosse Mehrzahl derselben fol- 
gende gemeinsame Grundzüge finden. 

I. Es verzichten die Contingentsherren zum grossen Theil 
auf die ihnen in der Reichsverfassung vorbehaltenen militärischen 
Rechte zu Gunsten des Königs von Preussen und übertragen 
insbesondere ihre gesamte Militärverwaltung quoad exer- 
citium dem König von Preussen. 

II. Es verpflichtet sich der Kaiser bezw. Bundesfeldherr 

1 * 
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des norddeutschen Bundes zu einer bestimmten vertragsraässig 
festgesetzten Ausübung des ihm verfassungsmässig zustehenden 
Oberbefehls über das deutsche Heer. 

Alle Conventionen, welche diesen Inhalt haben, sind sowohl 
mit dem Kaiser bezw. norddeutschen Bundesfeldherm als auch 
mit dem König von Preussen abgeschlossen worden. *) Eine 
Uebertragung der verfassungsmässig den Contingentsherren 
vorbehaltenen Rechte an den König von Preussen kann nur 
mit diesem, nicht mit dem Kaiser vereinbart werden, welches 
staatsrechtlich durchaus verschiedene Persönlichkeiten sind. 
Dagegen kann der König von Preussen nicht eine rechtlich 
bindende Verfügung über die Ausübung kaiserlicher Rechte, 
des Formations-, des Dislocationsrechtes u. dgl. treffen, sondern 
hierüber steht, — wenn dieses überhaupt zulässig ist, worüber 
die gleich zu beantwortende Frage nach dem Geltungsgrunde 
der Militärconventionen Auskunft geben wird, — nur dem 
Kaiser als Inhaber des Oberbefehls eine Verfügung zu. 

Die meisten Militärconventionen bringen freilich diese 
Doppel-Natur äusserlich nicht zur Erscheinung, vielmehr ist 
die Bezeichnung der Contrahenten in den Conventionen selbst 
eine ziemlich willkürliche. So haben Oldenburg, die thüringi- 
schen Staaten, Anhalt, Lippe, Schaumburg-Lippe, die beiden 
Mecklenburgs (1867 und 1868), sowie Waldeck und Braun- 
schweig (1877 und 1886) mit dem »König von Preussen« con- 
trahiert, Sachsen und Baden mit dem »König von Preussen 
als Bundesfeldherr«, ferner Hessen (1871), die beiden Mecklen- 
burg^ (1872), die thüringischen Staaten, Anhalt, die beiden 
Lippe’ s (1873) mit dem »deutschen Kaiser und König von 
Preussen«, Württemberg (1870) mit dem »König von Preussen 
im Namen des norddeutschen Bundes«, die 3 Hansestädte 
endlich mit der »Königlich Preussischen Regierung«. 

Alle diese Conventionen, abgesehen von der württem- 
bergischen und sächsischen, haben aber den oben bezeichneten 
Inhalt: 

1. Zusicherung einer bestimmten Ausübung 
kaiserlicher Rechte; 

*) Zorn, a. a. O. S. 805. 
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2 . Uebertragung von conting entsherrlichen 
Rechten an Preussen. 

Es kann deshalb nicht zweifelhaft sein, dass Kaiser und 
König von Preussen Vertragsparteien sind. Die Bezeichnung 
derselben durch die Conventionen beweist nichts für deren 
Inhalt, wohl aber lässt der Inhalt die Vertragsparteien deutlich 
erkennen. 

Die württembergische Convention ist wegen ihrer be- 
sonderen staatsrechtlichen Natur gesondert von der grossen 
Masse der übrigen zu betrachten und zwar im Anschlüsse an 
die sächsische Militärconvention, der sie am ähnlichsten ist. 

Eine besondere staatsrechtliche Stellung nimmt auch der 
zwischen dem norddeutschen Bunde und Bayern am 23. No- 
vember 1870 abgeschlossene Bündnissvertrag ein. Derselbe 
weist dem bayrischen Heere eine von allen übrigen Contin- 
genten des Reichsheeres verschiedene Stellung an, die in einer 
wesentlichen Abschwächung oder Verminderung der Rechte 
des kaiserlichen Oberbefehls gegenüber Bayern besteht. Das 
zu diesem Vertrage gehörige Schlussprotokoll enthält theils 
Erläuterungen desselben, theils selbständige Vereinbarungen 
über das bayrische Festungswesen. 

Die Ulmer Convention vom 16. Juni 1874 nebst 3 Proto- 
kollen vom gleichen Tage ist eine Vereinbarung zwischen dem 
Kaiser bezw. König von Preussen und den Staaten Württem- 
berg und Bayern und regelt die militärischen und administra- 
tiven Verhältnisse der Festung Ulm. 

Der Geltungsgrund der bayrischen und württem- 
bergischen Militärconventionen. 

Wie der Inhalt der Militärconventionen ein verschiedener 
ist, so ist auch die Frage nach dem Grunde ihrer Rechts- 
gültigkeit verschieden zu beantworten. Die beiden wichtigsten 
Conventionen, der bayrische Bündnissvertrag nebst Schluss- 
protokoll vom 23. November 1870, sowie die württembergische 
Convention vom 21./25. November 1870 bieten in dieser Be- 
ziehung weniger Schwierigkeiten als die übrigen. Die Reichs- 
verfassung bestimmt nämlich am Schlüsse des Abschnitts XI 
wörtlich : i 
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»Die in diesem Abschnitt enthaltenen Vorschriften kommen 
in Bayern nach näherer Bestimmung des Bündnissver- 
träges vom 23. November 1870 unter III § 5, in Württem- 
berg nach näherer Bestimmung der Militärconvention 
vom 21./25. November 1870 zur Anwendung«. 

Durch diese Schlussbestimmung ist sowohl der bayrische 
Bündnissvertrag wie die württembergische Convention zu einem 
integrierenden Bestandteile der Reichsverfassung erklärt wor- 
den. Als solche war ihre Genehmigung durch Bundesrath und 
Reichstag erforderlich, welche, wie unten gezeigt werden wird, 
sonst kein zur Gültigkeit der Militärconvention wesentliches 
Moment bildet. Beide Verträge enthalten so umfangreiche 
Modificationen der Reichsverfassung, dass nur durch ihre aus- 
drückliche Sanction seitens der Verfassung selbst der Grund 
ihrer Rechtsgültigkeit geschaffen werden konnte. Dass die 
Bestimmungen dieser Convention nicht wörtlich an den be- 
treffenden Stellen der Verfassung aufgenommen worden sind, 
sondern ihre formell gesonderte Existenz weiterführen, ist dabei 
gleichgültig. 

Bayern sowohl wie Württemberg erhalten durch diese 
Conventionen ein Sonderrecht, welches nur auf dem durch 
Art. 78 Abs. 2 der Verfassung bezeichneten Wege aufgehoben 
werden kann, d. h. nur mit Zustimmung Bayern’s und Württem- 
berg’ s. Dieses die herrschende Meinung, 1 ) der Hänel 2 ) be- 
züglich Württemberg’s allerdings nicht beistimmt. 

Hänel nennt die württembergische Convention »einen 
dauernden neben der Verfassung hergehenden Vertrag, der in 
ein bestimmtes Verhältniss zu derselben gesetzt ist und in dem 
die verfassungsmässige Grenze der Reichs-Competenz gegen- 
über der Selbständigkeit Württemberg’s festgesetzt ist.« So- 
weit es sich um Abänderung der Convention zu Gunsten einer 
Erweiterung der Reichscompetenz handle, sei dies nur im Wege 
des Art. 78 Abs. 2 möglich. Aenderungen aber, die, weil 

*) Zorn, a. a. O. I, 303 u. 85 Note 24. Laband, a. a. O. III. 
I. Abth. S. 33. Brockhaus, Das dtsch. Heer u. die Conting. S. 106. 

2 ) Hänel, Studien z. dtsch. Staatsr. I. Die vertragsmäss. Elemente 
der dtsch. R. V. S. 118. 
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keine Erweiterung der Reichscompetenz enthaltend, auch eines 
Verfassungsgesetzes nicht bedürften, könnten nur im Wege 
des Vertrages zwischen Reich und Württemberg erfolgen. Mit 
Recht hält Zorn ') eine solche Unterscheidung zwischen »posi- 
tiver« und »negativer Seite der Convention« 2 ) als des inneren 
Grundes ermangelnd für überflüssig, zumal da Wortlaut der 
Verfassung und die Analogie der Conventionsbestimmungen 
mit denen des bayrischen Bündnissvertrages für die Eigen- 
schaft der Convention als Bestandteil der Verfassung deutlich 
sprechen. Hänel’s Ansicht kommt nämlich schliesslich darauf 
hinaus, dass die Convention in Ermangelung präzisierter, zur 
directen oder indirecten Aufnahme in die Verfassung geeigneter 
Bestimmungen, also nach Form und Inhalt nicht integrie- 
render Bestandteil der Verfassung sein könne. Dieser Grund 
kann aber nicht genügen, um die Vertragsnatur der Convention 
im Widerspruch mit der deutlichen für Bayern und Württem- 
berg gleichlautenden Schlussbestimmung zu Abschnitt XI der 
Verfassung zu erweisen. Ueberdies widerspricht sich Hänel, 
indem er S. 115 behauptet, die Convention habe nicht die 
Wirkung, Württemberg rücksichtlich seines Militärwesens ausser- 
halb der Verfassung zu stellen. Die gemeingültigen Ver- 
fassungsartikel über den kaiserlichen Oberbefehl, die Gesetz- 
gebungsgewalt des Reiches u. s. w. lasse die Convention un- 
berührt, und auch für Württemberg gelte der oberste Satz, 
das Alinea 1 des Art. 63: »Die gesammte Landmacht des 
Reiches wird ein einheitliches Heer bilden, welches im Krieg 
und Frieden unter dem Befehle des Kaisers steht«. Württem- 
berg sei daher überall, wo nicht ausdrückliche Be- 
stimmungen der Convention eine Ausnahme fest- 
stellen, der verfassungsändemden und einfachen Gesetz- 
gebung des Reiches, den militärischen Reglements und den 
Befehlen des Kaisers unterworfen, kurz der Reichs- 
militärhoheit. Andererseits wieder bilden die Bestimmungen 
der Convention nach Hänel S. 119 in ihrer positiven Function, 
solange eine verfassungsmässige Competenzerweiterung des 

*) Zorn, a. a. O. S. 86 Note 24. 

*) Hinei, a. a. O. S. 118. 
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Reiches nicht stattfinde, vertragsmässige Zusicherungen des 
Reiches an Württemberg, weil diese Bestimmungen Württem- 
berg von der Reichsgesetzgebung eximieren, der 
Befehls- und Regulativgewalt des Kaisers ent- 
ziehen, soweit dieselben nicht ausdrücklich Vor- 
behalten sind. 

Also einmal ist Württemberg eximiert von der Reichs- 
gesetzgebung u. s. w., soweit die Convention nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt, dann wieder ist Württemberg der 
Reichsgesetzgebung u. s. w. unterworfen, soweit die Convention 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt. Entweder haben 
die Contrahenten die eine oder die andere Absicht gehabt, 
aber beide Absichten zu unterstellen und je nachdem eine 
positive und negative Function der Convention zu unterstellen, 
ist zwecklos und widerspruchsvoll. 

Das von Hänel S. 118 angeführte Beispiel von der ver- 
tragsmässigen Umnumerirung des württembergischen Armee- 
corps in Nr. XIII statt XIV beweist garnichts. Es war kein 
Sonderrecht Württemberg’ s, gerade XIV. Corps zu sein, denn 
der ganze Art. 8 der Convention wiederholt eigentlich nur die 
gemeingültigen Bestimmungen der Reichsverfassung in specieller 
Anwendung auf Württemberg, sodass auch hier dem Kaiser 
als Ausfluss seines Oberbefehls das Recht, die Nummern der 
Armeecorps zu bestimmen, zusteht. Das Ganze ist gewisser- 
massen nur Uebergangsbestimmung, eine vorläufige Regelung 
des Verhältnisses des württembergischen Heeres zum Reichs- 
heer. Auch geht aus den nachfolgenden Worten: »es erhalten 
die Divisionen, Brigaden, Regimenter und selbständigen Ba- 
taillone des Armeecorps die entsprechende laufende Nummer 
in dem deutschen Bundesheere« zur Genüge hervor, dass diese 
Nummern wie auch die Corps-Nummer jederzeit wechseln kann 
und muss, um eben »entsprechende laufende Nummer« zu 
sein. Dass thatsächlich eine vertragsmässige Umnumerirung 
stattgefunden hat, mag aus Schonung partikularer Empfindlich- 
keiten, woraus so manches der Verfassung Widersprechende 
zu erklären ist, geschehen sein, beweist aber nichts fiir eine 
Vertragsnatur der Convention. Wohl aber beweist diese 
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Thatsache, dass nicht lediglich Sonderrechte in der Convention 
garantiert sind. Hänel entscheidet S. 118 die Alternative: da 
die Convention sowohl verfassungsgesetzliche wie vertrags- 
mässige Elemente enthält, aber als ein Ganzes betrachtet wer- 
den muss und demnach entweder Verfassung oder Vertrag 
sein muss, dahin, dass sie Vertrag sei, weil Form und Inhalt 
nicht in den Rahmen einer Verfassung passen. Sie ist aber 
dennoch Verfassung, weil der Wortlaut der Schlussbestimmung 
des Abschnitts XI es so will. 

Geltungsgrund der übrigen Militärconventionen. 

Anders verhält es sich mit dem rechtlichen Geltungs- 
grunde der übrigen Conventionen. Diese sind nicht Bestand- 
teile der Verfassung und unter ihrem Schutze stehend, wenn 
auch der Art. 66 solche Conventionen ausdrücklich erwähnt. 
Der Geltungsgrund derselben ist je nach den beiden Haupt- 
bestandteilen und gemäss der hierdurch bedingten Doppel- 
natur (s. o. S. 4) ein verschiedener. 

Zunächst sollen Gegenstand der Erörterung sein die- 
jenigen Bestimmungen, welche nur mit dem Kaiser 
vereinbart werden konnten. 

Die Beantwortung der Frage nach ihrer Gültigkeit wird 
davon abhängen, ob sie die Verfassung ändern oder nicht, ob 
sie lediglich Ausführungsbestimmungen, wie sie selbst behaupten, 
oder wichtige tatsächliche Modificationen der reichsgesetz- 
lichen Grundlagen des deutschen Heerwesens enthalten. Die 
Reichsverfassung regelt das gesamte Heerwesen, die Stellung 
der Contingentsherren zum Reiche u. s. w. ziemlich genau, sie 
unterwirft auch in Artikel 4 No. 14 das Militärwesen der Beauf- 
sichtigung und Gesetzgebung des Reiches. Für Verträge 
zwischen dem Reiche als einem juristisch selbständigen über 
den Einzelstaaten stehenden Staatswesen und den letzteren 
über den Inhalt einer der Reichscompetenz unterliegenden 
Materie ist aber kein Raum, wie dies aus dem Begriffe des 
Vertrages im öffentlichen Rechte folgt, der zwei in Bezug auf 
die Dispositionsfähigkeit über den Inhalt des Vertrages von 
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einander völlig unabhängige Contrahenten voraussetzt. *) Dar- 
nach muss man, was die vorliegende Frage anlangt, prinzipiell 
behaupten : Alle Bestimmungen, welche die Stellung des Kaisers 
bezw. Reiches zu den Contingentsherren regeln sollen, können 
nur durch die Quellen des Reichsrechtes erfolgen und diese 
sind: Verfassungs-Gesetz, einfaches Gesetz und Verordnung, 
wie in jedem Staate. Alle Militärconventionen, soweit sie mit 
dem Kaiser abgeschlossen sind, verletzen also — wenn auch 
nur formell — die Verfassung, speciell Art. 78, oder das 
Gesetzgebungsrecht des Reiches oder endlich das Verordnungs- 
recht des Kaisers oder Bundesraths. 2 ) 

Nun behauptet Laband, 8 ) die Reichsverfassung selbst er- 
mächtige den Kaiser bezw. sei ihm nicht hinderlich, auf dem 
Gebiete des Oberbefehls bindende Zuführungen über die Art 
und Weise der Ausübung der verfassungsmässig darin ent- 
haltenen Rechte zu ertheilen. Das Gebiet des Oberbefehls 
unterliege, da es sich dabei um Verwaltungsacte handle, der 
freien Entschliessung des Kaisers. Die verfassungsmässig oder 
reichsgesetzlich sanctionirten Rechtssätze blieben durch der- 
artige Zusicherungen völlig unberührt. 

Dagegen ist folgendes zu erwidern. Dass der Kaiser nicht 
befugt sein kann, die ihm verfassungsmässig übertragenen 
Rechte selbst einseitig oder vertragsmässig abzuändern, ist 
aus dem eben bemerkten Grunde, dem Mangel der Dispositions- 
fähigkeit auf beiden Seiten, ohne Weiteres verständlich. Ausser- 
dem aber übt der Kaiser nicht eigene Rechte aus, sondern 
lediglich Rechte des Reiches, denen fast immer Pflichten 
des Kaisers zu deren Ausübung correspondiren. Der Kaiser 
ist deshalb auch, wo es sich wie hier um Verwaltungsacte 
handelt, nicht so frei gestellt, wie jeder Monarch es sein würde. 

Laband’s scharfsinnige Scheidung zwischen dem Rechte 
und seiner Ausübung ist ferner hier nicht am Platze. Nir- 
gends hängt das Recht selbst mit der Ausübung desselben so 
eng zusammen, wie gerade beim kaiserlichen Oberbefehl. Die 

l) Hänel, a. a. O. S. 33. 

a ) Brockhaus, a. a. O. S. 168 ff. 

8) Laband, a. a. O. HI, 1. S. 30. 
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freie Entschliessung des Kaisers über die Art der Ausübung 
desselben ist ganz wesentlicher Inhalt des kaiserlichen Rechtes 
selbst. Nur durch jene empfangt dieses seinen Werth. Der 
sich aufdrängende Vergleich mit der Beschränkung des Eigen- 
thums durch dingliche u. s. w. Lasten trifft nicht zu, weil dem 
Eigenthümer ein eigenes Recht zusteht, dem Kaiser ein fremdes, 
und weil jenem immer noch die Möglichkeit, den ökonomischen 
Werth seines Rechtes jederzeit durch Veräusserung zu realisiren, 
bleibt. Die Absicht der Reichsverfassung war aber jedenfalls, 
vermöge der weitgehenden Bestimmungen über den kaiserlichen 
Oberbefehl die bisherigen Contingentsheere erst zu einem ein- 
heitlichen Reichsheere zusammenzuschmelzen, und zu diesem 
Zwecke war es nothwendig, das Heer der Controlle des Bundes- 
raths mit seinen particularistischen Strömungen zu entziehen, 
sowie die Ausübung des Oberbefehls in das freie Ermessen 
des Kaisers zu verstellen, jede Beschränkung, rechtliche 
oder moralische, die sich der Kaiser daher in der Ausübung 
des Oberbefehls auferlegt, verletzt die Absicht der Reichs- 
verfassung, die solche Schranken nicht haben wollte. *) 

Bei näherer Betrachtung der Conventionsbestimmungen 
enthalten sie trotz ihrer formellen Unzulässigkeit eine 
materielle Beschränkung der Ausübung kaiserlicher Rechte 
allerdings nicht. Mit Recht sagt Hänel, 1 2 * ) dass auch nach der 
Verfassung eine Ausübung z. B. des kaiserlichen Dislocations- 
rechtes nur im militärischen und politischen Interesse des 
Reiches erfolgen darf. Denn alles, was der Kaiser thut, thut 
er nicht im eigenen Namen, sondern im Namen des Reiches, 8 ) 
dessen Organ er in dieser Beziehung ist, nicht anders wie der 
Präsident einer Republik. Und nun versichern die Conventionen 
ebenfalls, dass die Ausübung des kaiserlichen Dislocations- 
rechtes »im Frieden nur vorübergehend und in ausserordent- 
lichen durch militärische oder politische Interessen gebotenen 
Fällen 4 5 ) oder »im Interesse des Bundesdienstes« 0 ) erfolgen solle. 

1 ) Brockhaus, a. a. O. S. 169. 

*) Hänel, a. a. O. S. 246. 

8 ) vgl. Reichsverfassung Art. 17. 

4 ) Conv. mit Waldeck Art. 2, mit Weimar Art. 2. 

5 ) Conv. mit Sachsen Art. 5, mit Hessen Art. 7. 
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Zum Ueberflusse enthalten noch die meisten Conventionen 
einen ausdrücklichen Hinweis auf den betr. Verfassungsartikel, 
der dem Kaiser das unbeschränkte Dislocationsrecht zuspricht, 
mit der Bemerkung, dass dieses Recht durch die Zusicherungen 
nicht alterirt werden solle: »Unbeschadet der nach Art 60 

des Bundesverfassungsentwurfes für den Norddeutschen Bund 
(jetzt Art. 63 der Reichsverfassung) Sr. Majestät dem Könige 
von Preussen zustehenden Berechtigung über die einzelnen 
Truppen anderweit zu disponieren u. s. w.« 1 ) »Wiewohl Sr. 
Majestät dem Könige als Bundesfeldherrn (nach Art. 59 der 
Bundesverfassung) [jetzt Art. 63 der Reichsverfassung] das Recht 
zusteht, die Dislocation aller Theiie des Bundesheeres anzu- 
ordnen, so will Allerhöchstderselbe doch fiir die Dauer fried- 
licher Verhältnisse u. s. w. von dieser Berechtigung nur Ge- 
brauch machen, wenn Se. Majestät u. s. w. sich bewogen 
findet.« 2 ) Das Recht nimmt aber nur dann keinen Schaden, 
wenn es nach der Absicht der Reichs- Verfassung d. h. im 
militärischen oder politischen Interesse oder — was dasselbe — 
im Reichsinteresse ausgeübt wird. Die Entscheidung darüber 
aber, ob ein solches Interesse vorliegt, kommt allein dem Kaiser 
zu, nicht den Contingentsherren, wie schon aus der Fassung: 
»wenn Se. Majestät sich bewogen findet« hervorgeht. Der 
Kaiser ist also nach den Conventionen bezüglich der Ausübung 
des Dislocations- und Formationsrechtes rechtlich genau so 
frei wie nach den Bestimmungen der Verfassung. 

Er kann jedes Interesse für ein militärisches oder politisches 
bezw. Reichs-Interesse erklären. Höchstens existiert für ihn 
eine moralische Verpflichtung, den Contingentsherren 
gegenüber diese Conventionsbestimmung loyal auszulegen, aber 
nicht eine juristische. 8 ) Die Conventionen drücken demnach 
das, was die Verfassung implicite sagt, explicite aus; al>er es 
ist dies keine authentische Interpretation, da die Gesetzesform 
fehlt. Rechtskraft kann aber dem einfachen Vertrage nicht 
zukommen, da er garnicht neues Recht schaffen wollte 4 ) und 

*) Conv. mit Sachsen Art. 1. 

2) Conv. mit Hessen Art. 7. (Vom 7. April 1867.) 

ü ) A. A. Hänel, a. a. O. S. 246. 

4 ) Hänel daselbst. 
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auch nicht konnte aus dem oben berührten formellen Grunde. 
Es ist daher die Beschränkung der Ausübung des kaiserlichen 
Dislocations- und Organisationsrechts lediglich eine einseitige 
feierliche Zusicherung des Kaisers ohne juristische Verbindlich- 
keit, aber rebus sic stantibus von bedeutendem moralischen 
Gewicht. 

Dagegen wäre die Bestimmung der sächsischen und hessi- 
schen Convention , dass der Kaiser sich vor Ausübung seines 
Dislocationsrechts mit den Contingentsherren »ins Vernehmen 
setzen« wolle, sofern damit diesen ein Recht der Zustimmung 
gegeben werden soll, als mit der Verfassung materiell im 
Widerspruch stehend, nach Hänel völlig unverbindlich. In 
dem Zusammenhang jedoch, in welchem diese Bestimmung mit 
den Worten: falls Se. Majestät sich im Interesse des Bundes- 
dienstes bewogen fühlen sollte, kann dieselbe wohl nur 
dahin aufgefasst werden, dass den Contingentsherren lediglich 
eine Befugniss zu Gegenvorstellungen hat gegeben werden sollen. 1 ) 

Eine rechtliche Gültigkeit dieser und anderer mit dem 
Kaiser vereinbarter Bestimmungen kann auch nicht auf Art. 66 
der Reichsverfassung gestützt werden, welcher die formelle 
Unmöglichkeit bindender Verträge zwischen Reich und Einzel- 
staat über öffentliche Rechte in gewissem Umfange beseitigen 
soll. 2 ) 


Der Artikel 66 der Reichsverfassung. 

Dieser Artikel besagt folgendes: 

»Wo nicht besondere Conventionen ein Anderes bestimmen, 
ernennen die Bundesfürsten beziehentlich die Senate die Offi- 
ziere ihrer Contingente, mit der Einschränkung des Art. 64«. 

Bislang haben fast alle Schriftsteller des Reichsstaatsrechts 8 ) 
es als selbstverständlich angenommen, dass der Art. 66 nicht 
nur das Ernennungsrecht der Offiziere einer vertragsmässigen 
Abänderung unterwerfe, sondern auch die gesammte Rechts- 

J ) Brockhaus, a. a. O. S. 194. 

*) Brockhaus, a. a. O. S. 170. 

8 ) Hänel, S. 105 Note 9. Thudichum, Nordd. Bund S. 890. Richtig 
Schulze, deutsches Staatsrecht II. 270. 


Digitized by 


Google 



14 


Stellung der Contingentsherren , soweit sie ihnen durch die 
Reichsverfassung belassen worden sei. Irgendwelche Begrün- 
dung für eine derartige extensive Interpretation ist noch von 
keiner Seite beigebracht worden. Dass eine Abtretung der 
gesammten den Contingentsherren vorbehaitenen militärischen 
Rechte an Preussen möglich ist auch ohne die ausdrückliche 
Ermächtigung des Art. 66, wird später erläutert werden. Hier 
handelt es sich jedoch nur darum, ob eine Abtretung kaiser- 
licher Rechte an die Contingentsherren oder von der anderen 
Seite eine Abtretung contingentsherrlicher Rechte an den Kaiser 
insbesondere ein Verzicht des Kaisers auf die ihm gemäss 
Art. 64 der Verfassung zustehenden Emennungs- und Ver- 
setzungsrechte zu Gunsten der Contingentsherren und ein Ver- 
zicht der Contingentsherren auf ihr Offizierernennungsrecht zu 
Gunsten des Kaisers auf Grund des Art. 66 gestattet ist. 

Der Wortlaut des Artikels spricht jedenfalls nicht dafür, 1 ) 
dass ausser dem Ernennungsrecht der Offiziere noch andere 
kaiserliche oder contingentsherrliche Rechte durch einfachen 
Vertrag zwischen Kaiser und Contingentsherr geregelt werden 
dürfen. Wie weit die Grenze des Art. 66 geht, kann aber nur 
aus dem Wortlaut und dem Zusammenhang mit den übrigen 
Bestimmungen der Verfassung ermittelt werden. 

Schon aus rein politischen Gründen ist nicht anzunehmen, 
dass die Schöpfer der Verfassung gerade bei der wichtigsten 
der Reichscompetenz unterliegenden Materie, dem Reichskriegs- 
wesen, die Connivenz gegen partikularistische Bestrebungen der 
Einzelstaaten soweit getrieben haben sollten, dass die Verfassung 
selbst geradezu zu ihrer Abänderung auf dem völlig anomalen 
Wege des Vertrages herausforderte. 2 ) 

Gerade da, wo eine straffe Centralisation noth thut, bei 
dem stärksten Bande, welches die Einzelstaaten im Reiche 
umschliesst, sollte man der Dezentralisation im weitesten Sinne 
und damit der Auflösung des »einheitlichen» Heeres in Con- 
tingentsheere Thür und Thor geöffnet haben? Denn, wie 


*) Lab&nd, a. a. O. S. 26. 
a ) Brockhaus a. a. O. S. 171. 
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Brockhaus 1 ) bemerkt: gesteht man dem Art. 66 eine extensive 
Interpretation zu, so ist überhaupt keine Grenze vorhanden 
für das Recht des Kaisers und der Contingentsherren, ihre 
verfassungsmässige Stellung zu einander durch Verträge abzu- 
ändern. Eine Vermehrung der contingentsherrlichen Rechte 
enthält stets eine Verminderung der kaiserlichen Rechte und 
umgekehrt. Die Gefahr, welche in jener liegt, spricht haupt- 
sächlich gegen die Ausdehnung des Art. 66. Eine vertrags- 
mässige Minderung der contingentsherrlichen Rechte vermehrt 
zwar factisch die kaiserlichen Rechte fast gar nicht, da es sich 
nur um militärische Ehrenrechte handelt, wie später gezeigt 
werden wird ; rein theoretisch betrachtet aber muss eine durch 
Vertrag zwischen Kaiser und Contingentsherren festgesetzte 
Verminderung der contingentsherrlichen Rechte eine Vermehrung 
der kaiserlichen Rechte zur Folge haben. In beiden Fällen 
ruhten die wesentlichsten Grundlagen der Einheitlichkeit des 
Reichsheeres auf kündbaren Verträgen, und das wäre ein 
namentlich für das Reich unerträglicher und seiner Consolidirung 
schädlicher Zustand. 

Ausserdem aber sind die Bestimmungen des Art. 66 ganz 
unzweifelhaft singulärer Natur, weil, wie oben ausgefuhrt 
wurde, der Vertrag im allgemeinen nicht Quelle des Reichs- 
rechts sein kann, es sei denn, man wollte mit Seydel*) das Reich 
als ein fortdauerndes vertragsmässiges Verhältniss souveräner 
Staaten auffassen, worauf hier nicht näher eingegangen werden 
kann. Als singuläre Norm ist der Art. 66 ganz streng zu 
interpretieren. Und hier fragt es sich, ob der Art. 66 denn 
überhaupt Conventionen zwischen dem Kaiser und dem Con- 
tingentsherm im Auge hat. Diese Frage muss verneint werden. 

Zwar stellt Brockhaus ®) es als unzweifelhaft hin, dass nach 
Art 66 solche Conventionen auch über die Aufhebung oder 
Abänderung der dem Kaiser im Art. 64 beigelegten Rechte 
zwischen dem Kaiser und den Contingentsherm zulässig seien. 

*) Brockhaus S. 172. 

*) Seydel, Commentar zur Verf.-Urkunde für das deutsche Reich. S. 8 ff. 
Würzburg 1878. 

») Brockhaus, a. a. O. S. 170, 178, 188. 
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Im Art. 66 sei zunächst nur von dem Rechte der Contin- 
gentsherren, die Offiziere ihres Contingents zu ernennen, die 
Rede ; jedoch seien durch Bezugnahme auf Art. 64 auch die 
folgenden Rechte des kaiserlichen Oberbefehls einer vertrags- 
mässigen Abänderung durch Conventionen unterworfen: 

1. das Recht, die Höchstkommandierenden der Contin- 
gente und die Befehlshaber der Truppen mehr als 
eines Contingents sowie die Festungskommandanten zu 
ernennen und von ihnen den Fahneneid unmittelbar 
entgegenzunehmen ; 

2. das Recht der Zustimmung zur Ernennung von Gene- 
ralen oder Generalsstellung versehenden Offizieren; 

3. das Recht des Kaisers behufs Versetzung mit oder 
ohne Beförderung für die von ihm im Reichsdienste, 
sei es im preussischen Heere, sei es in anderen Con- 
tingenten, zu besetzenden Stellen aus den Offizieren 
aller Contingente des Reichsheeres zu wählen. 

Allein, diese Interpretation der Worte im Art. 66 »mit 
der Einschränkung des Artikels 64« muss bei ruhiger Erwägung 
ausserordentlich gezwungen erscheinen. 

Sollte es dem Kaiser gestattet sein, die ihm im Art. 64 
— und zwar im Interesse einer wirksamen Ausübung seines 
Oberbefehls — beigelegten Emennungs-, Genehmigungs- und 
Versetzungsrechte durch Conventionen an die Contingentsherren 
abzutreten, so musste dies ausdrücklich im Art 64 bemerkt 
werden. Die Reichsverfassung trennt die Aufzählung der kaiser- 
lichen Rechte in Bezug auf das Heerwesen ganz scharf von 
den contingentsherrlichen und zwar, indem sie die das Reich 
vorzugsweise interessierenden, der Natur der Sache nach be- 
deutenderen kaiserlichen Rechte voranstellt. Es wäre mithin 
ein ohne weiters den Schöpfern der Reichsverfassung nicht zu 
imputirender Mangel an logischer Consequenz, wenn sie die 
Möglichkeit einer vertragsmässigen Abänderung jener wichtigen 
Rechte erst bei Aufzählung der unbedeutenderen contingents- 
herrlichen Rechte im Art. 66 erwähnt hätten, obendrein nur 
ganz beiläufig durch einfache Bezugnahme auf Art. 64. 

Eine natürliche Interpretation des Art. 66 Satz 1 scheint 
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deshalb nur die zu sein, dass die Worte: »mit der Einschränkung 
des Art. 64« sich nicht auf den ganzen Art. 64 beziehen, 
sondern nur auf die im Art. 64 vorkommende Einschränkung 
desjenigen Rechts, von dem der erste Satz des Art. 66 redet. 
Mit anderen Worten »mit der Einschränkung des Art. 64« 
müsste correct ausgedrückt heissen: »mit der Einschränkung 
des Art. 64 Absatz 2 Satz 1«, denn nur hier ist von dem 
Ernennungsrecht die Rede. 

Art. 66 Satz 1 besagt demnach: 

1. Die Bundesfürsten und Senate ernennen die Offiziere 
ihrer Contingente, soweit nicht die Ernennung des 
Höchstkommandierenden eines Contingents oder eines 
Festungskommandanten in Frage steht; denn deren 
Ernennung gebührt nach Art. 64, Abs. 2, Satz 1 dem 
Kaiser. 

2. Das Recht der Contingentsherren , die Offiziere ihres 
Contingents zu ernennen» kann durch Verträge geändert 
resp. aufgehoben werden. 

Freilich wird man einwenden, dass dann Art. 66 etwas 
überflüssiges besage, was sich von selbst verstehe , näm- 
lich, dass die Contingentsherren auf ihr Offizierernennungs- 
recht zu Gunsten eines andern Contingentsherrn verzichten 
dürfen. Und das ist auch im Ganzen richtig. Denn die Be- 
fugniss zu solchem Verzicht ist ein Ausfluss der ihnen be- 
lassenen staatlichen Selbständigkeit oder, wenn man will, ihrer 
Autonomie. Die Bestimmung des Art. 66 Satz 1 kann nun 
vielleicht die Bedeutung haben, eine nahe liegende Garantie 
des Reiches nach Art des Art. 78 der Reichsverfassung dafür, 
dass das Offizierernennungsrecht jedem Contingentsherrn unter 
allen Umständen verbleiben müsse, von vornherein abzulehnen. 
Aber, selbst wenn dies nicht beabsichtigt worden ist, so hat 
die Thatsache, dass etwas Selbstverständliches von der Ver- 
fassung gesagt worden ist, doch durchaus nichts Befrem- 
dendes für denjenigen, welcher die Verhältnisse, unter 
denen die Verfassung zu Stande gekommen ist und die Männer, 
welche daran vorzugsweise betheiligt gewesen sind, kennt. 
Ein juristisches, streng logisch gegliedertes Kunstwerk ist weder 
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beabsichtigt noch erreicht, nur praktische und politische Er- 
wägungen waren es, von denen sich die an dem Entwurf der 
Verfassung betheiligten Staatsmänner und Militärs leiten liessen. 

Endlich kann auch nicht an eine im Art. 66 liegende Er- 
mächtigung der Contingentsherren zur vertragsmässigen Ab- 
tretung ihres Offizierernennungsrechts an den Kaiser und vor 
allem an eine Ermächtigung des Kaisers, dieses ihm abgetretene 
Recht dann auf Grund der Conventionen auszuüben, gedacht 
werden. Denn, wie Meyer 1 ) richtig ausfuhrt, ist das Offizier- 
ernennungsrecht überhaupt — auch das kaiserliche — nicht 
etwa Ausfluss des Oberbefehls, der nur die unmittelbare mili- 
tärische Action zum Gegenstände hat, sondern es ist Ausfluss 
der Militärverwaltung im engeren Sinne, deren Thätigkeit auf 
Beschaffung der Vorbedingungen und Mittel für die militärische 
Macht, insbesondere des Personals und der sachlichen Bedürf- 
nisse gerichtet ist. Die Militärverwaltung im engeren Sinne 
ist nun — wie später noch gezeigt werden wird — grund- 
sätzlich den Contingentsherren überlassen und es sind nur die 
Verwaltungsbefugnisse des Art. 64 dem Kaiser Vorbehalten. 
Das Offizierernennungsrecht ist aber nirgends losgelöst von 
den übrigen Befugnissen der Militärverwaltung im engeren 
Sinne von den Contingentsherren durch Conventionen ab- 
getreten, sondern stets als ein Bestandteil der Militärver- 
waltung selbst. Da diese aber unbestrittener Massen nur auf 
den König von Preussen übertragen worden ist, so muss das- 
selbe auch für das Offizierernennungsrecht gelten. 

Damit stimmt auch die Anschauung der Praxis überein. 
Wenn auch einige Conventionen den Fahneneid der Con- 
tingentsoffiziere dem König von Preussen als Bundesfeki- 
herrn 2 ) oder dem Kaiser 8 ) oder dem Kaiser und König von 
Preussen 4 ) schwören lassen, so betrachten doch alle Con- 
ventionen diese Offiziere als »im Verbände der preussischen 
Armee« stehend. Und tatsächlich erhalten z. B. auch die 

Meyer a. a. O. S. 35 und S. 100 Ziff. II. 

2) Conv. mit Baden Art. 3. 

*) Conv. mit Hessen Art. 4, mit beiden Mecklenburg v. 1868 Art. 6. 

4 ) Conv. mit Anhalt Art. 10. Conv. mit den thüring. Staaten Art. 10. 
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hessischen und mecklenburgischen Offiziere ihre Patente von 
ihrem Landesherrn und vom König von Preussen , x ) nicht vom 
Kaiser. Juristisch denkbar wäre eine Uebertragung des Offizier- 
emennungsrechts und der Militärverwaltung auf den Kaiser 
nur in der Weise, dass dieser durch stillschweigende Ueber- 
einkunft die vom Reich den Einzelstaaten zugewiesenen, von 
diesen wieder an ihn oder das Reich abgetretenen Rechte zur 
Ausübung an den Einzelstaat Preussen übertragen hätte. Es 
ist wohl kaum anzunehmen, dass die Betheiligten an eine so 
übermässig verwickelte Construction dieses Rechtsverhältnisses 
überhaupt nur gedacht haben, 2 ) vielmehr, dass auch die 
hessische, badische, anhaitische u. s. w. Convention ebenso 
die directe Uebertragung der Militärverwaltung im engeren 
Sinne auf den König von Prenssen gewollt haben wie die 
übrigen Conventionen, welche diese Absicht entweder deutlich 
erklären 8 ) oder als zweifellos erscheinen lassen. Es ist hier 
ebensowenig aus den Bezeichnungen »Kaiser«, »König von 
Preussen als Bundesfeldherr« u. s. w. für die Sache selbst zu 
entnehmen, wie diese Bezeichnungen einen Schluss auf die 
wirklichen Contrahenten der Conventionen zulassen (s. o. S. 5). 
Dass die Militärverwaltung und folgeweise das Offizierernennungs- 
recht auf den König von Preussen übergegangen ist, nicht auf 
den Kaiser, nimmt auch die Mehrzahl der deutschen Staats- 
rechtsschriftsteller an. 4 ) 

Eine Ermächtigung des Kaisers zur vertragsmässigen Ab- 
tretung seiner Rechte an die Conti ngentsherren quoad exer- 
citium oder zur vertragsmässigen Ausübung der ihm etwa von 
den Contingentsherren abgetretenen Rechte liegt also im Art. 66 
nicht vor. Alle derartigen Bestimmungen, selbst wenn sie der 
Verfassung materiell nicht widersprächen, sondern diese nur 
erläutern oder ergänzen wollten, sind aus formellen Gründen 


*) Conv. mit Hessen Art. 4, mit beiden Mecklenburg v. 1868 Art. 6. 

*) S. auch Laband III, 1. S. 28 Note 2. 

®) Conv. mit beiden Mecklenburg v. 1868 Art. 1, ebenso von 1872 Art. 1. 
4 ) Laband III, 1. S. 28, 27. Schulze II. S. 272, 270. Meyer S. 101 
Note 16. S. 100. S. 48, ähnlich Brockhaus S. 165 Note 1. A. A. Haenel 
S. 106. 

2 * 
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(s. o. S. 9. 10) rechtlich ungültig und tragen nur den Cha- 
rakter eines thatsächlichen modus vivendi, eines feierlichen 
Versprechens. 

Geltungsgrund der nur mit Preussen vereinbarten 
Conventionsbestimmungen. 

Nach dem bisher Gesagten steht schon ohne Weiteres 
fest, dass die Zulässigkeit der gänzlichen oder theilweisen 
Uebertragung der Militärverwaltung sowie der meisten übrigen 
den Contingentsherren in der Reichsverfassung vorbehaltenen 
Rechte auf den König von Preussen nicht auf Art. 66 gestützt 
werden kann; denn dieser spricht nur vom Offizierernennungs- 
recht und ist stricte zu interpretiren. Andere, namentlich 
Laband, finden den Geltungsgrund in der den Einzelstaaten 
belassenen Autonomie und Selbstverwaltung bezw. in der 
Autonomie allein. 2 ) 

Die Uebertragung der staatsrechtlichen Begriffe von Auto- 
nomie und Selbstverwaltung auf die vorliegenden Erörterungen 
erscheint indessen nach Ansicht des Verfassers von sehr 
zweifelhaftem Werthe, schon um deswillen, weil das positive 
Reichsrecht und die historische Entwickelung desselben diese 
Begriffe gar nicht kennen. Ausserdem besteht über die Defi- 
nition der erwähnten Begriffe nicht einmal volle Ueberein- 
stimmung unter denjenigen Schriftstellern, welche dieselben 
auf das Reichsrecht anwenden. So versteht Laband 8 ) unter 
Autonomie : Selbstgesetzgebung der Einzelstaaten kraft eigenen 
Rechts, während Zorn 4 ) diese Gesetzgebung als eine aus der 
Centralgewalt abgeleitete betrachtet, die lediglich der Aner- 
kennung und Delegation des Reiches ihre Existenz verdankt 
Reichsrechtlich haben wir nur Einzelstaaten , welche durch 
Vertrag von ihren bisherigen Souveränetätsrechten wesentliche 
zu Gunsten des Reiches aufgegeben haben. An Stelle der 
Verträge ist dann die Verfassung getreten, und die Ueber- 
tragung der einmal an das Reich abgegebenen Hoheitsrechten 

*) Zorn, a. a. O. S. 307. Brockhaus a. a. O. S. 182. 

2 ) Laband a. a. O. S. 26. Brockhaus a. a. O. S. 182. 

8) Laband a. a. O. I. S. 106, 108. 

4 ) Zorn a. a. O. S. 78. 
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kann nunmehr einseitig nicht mehr widerrufen werden. Immer- 
hin ist aber den Einzelstaaten ein Rest ihrer ehemaligen 
Souveränetät geblieben, nämlich alle diejenigen Rechte, welche 
ihnen nicht ausdrücklich entzogen worden sind. Diese Rechte 
üben die Staaten kraft eigenen Rechtes aus, nicht als 
Selbstverwaltungsorgane des Reiches. Das Mass der den 
Einzelstaaten auf den verschiedenen Gebieten des staat- 
lichen Lebens belassenen Rechte ist allerdings sehr verschieden 
bestimmt. Ob dieses Mass von Rechten so gering ist, dass 
von Staaten im staatsrechtlichen Sinne innerhalb des Reiches 
überhaupt nicht mehr gesprochen werden kann, vielmehr nur 
das Reich als Inhaber der Souveränetät den Charakter eines 
Staates hat , darüber lässt sich theoretisch streiten. Prak- 
tisch haben wir auch bei den Einzelstaaten mit dem Begriffe 
des Staates zu rechnen. Das Reich in seiner Verfassung er- 
kennt nur Staaten als seine Mitglieder an, nicht etwa noch so 
selbständig organisierte Selbstverwaltungskörper, insbesondere 
sind im Bundesrathe nur Staaten vertreten. Die Reichs- 
verfassung ist nicht nach einem juristischen System geschaffen, 
sondern hat wesentlich den politischen und historischen Ver- 
hältnissen Rechnung getragen, unbekümmert um jede juristische 
Construction. Mag deshalb der den Einzelstaaten belassene 
Rest von Selbständigkeit noch so gering sein, sie bleiben 
Staaten, solange das Reich sie als solche anerkennt. Sind sie 
aber Staaten und haben sie ferner alle Rechte, welche ihnen 
die Reichsgesetzgebung nicht ausdrücklich entzogen hat, so 
folgt daraus ohne Weiteres ihre Befugniss, über die ihnen be- 
lassenen Rechte zu Gunsten anderer Einzelstaaten zu dis- 
ponieren. 

Die Befugniss, ihre contingentsherrlichen Rechte an 
Preussen zu übertragen, ist also nichts weiter als ein Ausfluss 
ihrer fortdauernden staatlichen Selbständigkeit. Oben- 
drein handelt es sich in den Militärconventionen nur um 
die Uebertragung dieser Rechte an den König von Preussen 
zur Ausübung. Eine solche ist aber nicht nur zulässig, 
sondern sie ist, wie später gezeigt werden wird, sogar geboten 
für die kleineren Staaten, falls diese ihren militärischen Pflichten 
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gegen das Reich nachkommen wollen. Die Reichsverfassung 
hat eine solche theilweise Uebertragung sogar vorausgesehen, 
wie der Eingang des Art. 66 ergiebt. Das Reich hat gar 
kein Interesse daran , ob die den Einzelstaaten belassene 
Militärverwaltung vom Staate A oder vom Staate B geführt 
wird, wie das Zorn irrig behauptet. 1 ) Dem Reich kommt es 
lediglich darauf an, dass die einzelstaatliche Militärverwaltung 
nach den von ihm festgesetzten Normen geführt und so den 
verfassungsmässigen Pflichten des Einzelstaats gegen das Reich 
genügt wird. Erst wenn dieses nicht geschieht, kann und 
muss das Reich einschreiten. Es ist dann aber, falls die Ueber- 
tragung der Militärverwaltung zu Unzuträglichkeiten geführt 
hat, jederzeit vermöge des ihm auf diesem Gebiete zustehenden 
Oberaufsichtsrechts in der Lage, die Uebertragung rückgängig 
zu machen. Es hält sich dann an den seine Rechte über- 
tragenden Staat und zwingt ihn eventuell, das Verhältniss zu 
dem betr. anderen Staate zu lösen und selbst seine Pflichten 
zu erfüllen. Will man also eine Genehmigung der Central- 
gewalt gegenüber Verträgen der Einzelstaaten für nöthig er- 
achten, — wie Zorn 2 ) es behauptet, — so genügt jedenfalls 
eine stillschweigende. Damit stimmt auch die Praxis überein, 
die nie eine Zustimmung der Centralgewalt zum Abschluss 
solcher Verträge eingeholt hat. 

Etwas anderes wäre es übrigens, wenn die Militärverwal- 
tung eines Einzelstaates einem anderen nicht zur Ausübung, 
sondern zu eigenem Rechte übertragen würde. Hier müsste 
nach Ansicht des Verfassers allerdings eine Zustimmung des 
Reiches erfolgen, da dasselbe sonst t hatsächlich nicht in 
der Lage wäre, den seine Verwaltung aufgebenden Staat zur 
Erfüllung seiner Bundespflichten anzuhalten, nicht aber, weil 
dieser Staat damit seine staatliche Selbstständigkeit verlöre. 
Die Reichsverfassung hat vielmehr schon den Einzelstaaten 
alle wesentlichen Hoheitsrechte auf dem Gebiete des Militär- 
wesens genommen, ohne dass der staatliche Charakter der 


*) Zorn a. a. O. S. 306. 
a ) Zorn das. 
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Einzelstaaten desshalb in Frage gestellt werden könnte (s. o. 
S. 21). Der Rest der ehemaligen einzelstaatlichen Militär- 
hoheit besteht grösstentheiis , abgesehen von wenigen später 
zu erwähnenden Ausnahmen, aus Ehrenrechten. Dies bedarf 
allerdings noch des Beweises. Es hängt dies eng zusammen 
mit der Frage nach der Natur des Reichsheeres: ob dasselbe 
bereits nach der Verfassung ein wirklich einheitliches Heer, 
zu administrativen Zwecken in Contingente gegliedert, oder 
einheitlich nur im militärisch-technischen Sinne und vorzugs- 
weise auf Grund der Militärconventionen ist. Je nachdem 
man das Erstere oder das Letztere annimmt, bildet der kaiser- 
liche Oberbefehl oder die Contingentsherrlichkeit den Aus- 
gangspunkt für die principielle Construction des Militärrechtes. *) 
Die Controverse ist erst in jüngster Zeit lebhaft und gründlich 
zwischen Laband 2 ) und Brockhaus erörtert worden, wird aber 
bei der unglücklichen Fassung der Verfassungsbestimmungen 
wohl nie zur Ruhe kommen. Die folgende Darstellung kann 
sich nur auf die Hervorhebung der wichtigsten Punkte be- 
schränken. 


Einheitlichkeit des Reichsheeres. 

Für die Einheitlichkeit des Reichsheeres pflegt man folgen- 
des anzufuhren: 

Das Prinzip der Einheitlichkeit ist in der Verfassung für 
das Heer ebenso wie für die Marine, an deren wirklicher Ein- 
heitlichkeit ein Zweifel nirgends besteht, ausgesprochen. (Art. 63 
vgl. mit 53 R. V.) 

Die Durchführung des Prinzips zeigt sich: 

1. Innerlich: 

a. in dem kaiserlichen Oberbefehl, 

b. in der dem Reiche zustehenden Militärgesetzgebung im 
weitesten Sinne, 


*) Zorn, a. a. O. S. 308. 

2 ) Laband a. a. O. III, s. S. 7 ff. Dagegen die Monographie von Brock- 
haus: Das deutsche Heer und die Contingente der Einzelstaaten. Leipzig, 
1888. Dagegen wieder Laband im Archiv ftir öffentl. Recht, III. S. 491 ff. 


Digitized by 


Google 



24 


c. in der Feststellung des Rekrutenbedarfs durch das 
Reich ohne einzelstaatliche Mitwirkung, 

d. in der Feststellung der gemeinsamen Heeresausgaben 
durch die Reichsgesetzgebung. 

2. Aeusserlich: 

a. die Regimenter, Brigaden u. s. w. fuhren fortlaufende 
Nummern durch das ganze Heer, 

b. das Reich ist in territorialer Beziehung in 19 Armee- 
corps-Bezirke eingetheilt, 

c. nicht die Contingentsherren, sondern die kommandiren- 
den Generale sind die Militärbefehlshaber dieser Bezirke, 

d. die Organisation und Bewaffnung ist eine einheitliche. 

Der Hauptgrund, der gegen die innere Einheit des Heeres 

geltend gemacht zu werden pflegt, ist der, dass dem Kaiser 
nach Art. 63, Abs. 5 nicht das Recht zustehe, direct Anord- 
nungen über Verpflegung, Ausrüstung, Bewaffnung und Admi- 
nistration an die Contingentscommandeure zu erlassen, dass 
vielmehr der König von Preussen als Contingentsherr für seine 
Armee die Anordnungen erlasse, die dann erst durch gleich- 
lautende Publication seitens der Contingentsherren für die 
übrigen Contingente Gültigkeit erlangten. Die Contingents- 
herren seien dadurch Inhabereines formellen Verordnungsrechtes 
in Bezug auf die Militärverwaltung geworden, somit Inhaber 
einer beschränkten Militärhoheit 1 ) 

Artikel 63, Abs. 5 der Reichsverfassung. 

Die Möglichkeit einer formellen Militärhoheit der Con- 
tingentsherren lässt sich nicht ohne Weiteres, etwa mit der Be- 
hauptung, dass die Militärhoheit als Bestandteil der Sou- 
veränetät nach Gründung des Reiches auf das Reich überge- 
gangen sei, verneinen. Die Bestimmung der Verfassung, 
Art. 63 Abs. 5, auf die es zunächst ankommt, ist so unklar 
gefasst, dass daraus weder die Existenz eines ausschliesslich 
dem Kaiser zustehenden Verordnungsrechtes in Militärverwal- 
tungs-Angelegenheiten, noch andererseits die Existenz eines 


l) Laband, a. a. O. III, 1 S. 22 ff. 
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derartigen formellen Verordnungsrechtes der Contingentsherren 
hergeleitet werden kann. Eine kurze Betrachtung der für 
und wider die eine oder andere Ansicht geltend gemachten 
Gründe wird dies zur Genüge zeigen. 

Zunächst spricht der Wortlaut des Art 63, Abs. 5 aller- 
dings für die Annahme, dass die dort bezeichneten Anord- 
nungen wirklich nur als königlich preussische ergehen. Dem 
entspricht auch, wie gleich bemerkt werden mag, die Praxis, 
wonach nicht der Reichskanzler, sondern der preussische Kriegs- 
minister jene Anordnungen gegenzeichnet bezw. selbständig 
erlässt. Dieselben werden im preussischen Armee- Verordnungs- 
Blatte bekannt gemacht und damit verbindlich für alle im Ver- 
bände der preussischen Armee stehenden Truppen theile und 
Contingente. Allen anderen Contingentscommandeuren sollen 
(anders die Praxis) nach dem angezogenen Artikel diese An- 
ordnungen nicht etwa direct durch den preussischen Kriegs- 
minister zur Nachachtung mitgetheilt werden, sondern durch 
den Bundesraths- Ausschuss für das Landheer und die Festungen 
und zwar in geeigneter Weise. Erfolgte die Mittheilung an 
die Contingentsverwaltungen, so wäre damit ohne Zweifel die 
formelle Befugniss derselben, diese Anordnungen für ihren Be- 
reich selbständig zu publizieren, anerkannt. Denn, dass nicht- 
preussische Contingentsverwaltungen preussische Anordnungen 
als solche bekannt machen müssten, wäre völlig widersinnig, 
da die preussische Militärverwaltung den übrigen einzelstaat- 
lichen Militärverwaltungen nicht übergeordnet ist. Nun erfolgt 
aber die Mittheilung an die Commandeure der nichtpreussischen 
Contingente. Diese stehen aber nach der Verfassung in einem 
unmittelbaren Dienstverhältniss zum Kaiser bezw. Bundesfeld- 
herrn des norddeutschen Bundes, der sie, abgesehen von dem 
bayrischen und württembergischen Contingentscommandeur, er- 
nennt und dem sie auch den Fahneneid leisten. Dies lässt 
wieder darauf schliessen, dass man hier nicht an ein Recht 
der Contingentsherren, die preussischen Verordnungen als ihre 
eigenen zu publizieren gedacht hat, sondern nur an eine dienst- 
liche Pflicht der Contingentscommandeure, den vom Kaiser er- 
lassenen Verordnungen für ihr Contingent Geltung zu verschaffen. 
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Höchst befremdlich ist es, dass der Art. 6,3 in seinem 
dritten und vierten Absätze nur von Rechten des Kaisers auf 
dem Gebiete des Oberbefehls und der Militärverwaltung i. e. S. 
spricht, nicht von conti ngentsherrlichen Rechten, die erst in 
einem späteren Artikel aufgefiihrt werden. Der Kaiser soll 
darnach für die Einheit in der Organisation und Formation, in 
der Bewaffnung, dem Kommando, der Ausbildung der Mann- 
schaften und in der Qualification der Offiziere Sorge tragen 
(Art. 63, al. 3 der R. V.) Zu diesem Behufe hat er das Recht 
der Inspection, das aber erst seinen vollen Werth findet, in 
dem Rechte, die Abstellung der Vorgefundenen Mängel direct 
anzuordnen. Auch hier werden die Contingentsherren und ihre 
angebliche Militärhoheit mit Stillschweigen übergangen. Dass 
nun aber die Anordnungen des Art. 63, 5 einen anderen recht- 
lichen Charakter tragen wie diese directen Special-Anordnungen 
des Kaisers, welche im Interesse der Einheit, der Vollzählig- 
keit und Kriegstüchtigkeit aller Truppentheile des Reichsheeres 
erlassen werden, ist noch von Niemandem behauptet worden. 
Es sind beides Verwaltungsverordnungen der Militärverwaltung 
i. e. S., d. h. auf die Beschaffung der Vorbedingungen und 
Mittel für die bewaffnete Macht gerichtet. *) Die gleichmässige 
Regelung der Bewaffnung ist im Absatz 3 ausdrücklich für 
einen Gegenstand der Sorge des Kaisers erklärt worden, den 
er selbständig durch seine Verordnungen, innerhalb des Rahmens 
des Etats, regeln darf. Und doch spricht der Abs. 5 wieder 
von den behufs Erhaltung der Einheit in der Bewaffnung künftig 
ergehenden preussischen Anordnungen. Das Recht des Kaisers 
ist naturgemäss das stärkere, und es liegt daher folgende Argu- 
mentation sehr nahe: Steht dem Kaiser das Recht zu, für 
Specialfälle auf dem Gebiete der Militärverwaltung Verordnungen 
zu erlassen, spricht ferner Art. 17 dem Kaiser das Recht der 
Ueberwachung der Ausführung der Reichsgesetze ganz allge- 
mein, Art. 63, Abs. 3 das Recht, für die Herstellung und Er- 
haltung der Einheit in der Organisation u. s. w. und besonders 


*) G. Meyer, Lehrb. des dtsch, Verwaltungsrechts, II. S. 35, 41. 
Leipzig, 1885). 
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in der Bewaffnung des Heeres zu sorgen, speciell zu, so folgt 
schon hieraus, dass die Abs. 5 erwähnten Anordnungen gene- 
reller Natur nur kaiserliche sein können. 1 ) Immerhin bleibt 
es bei dieser Argumentation doch sehr zweifelhaft, ob es zu- 
lässig ist, weil einer der im Abs. 5 den preussischen Anord- 
nungen unterworfenen Gegenstände, allerdings eine der wich- 
tigsten, die Bewaffnung, vorher bereits als Gegenstand kaiser- 
licher Anordnung erwähnt ist, den daraus hergeleiteten Schluss 
auf die übrigen im Abs. 5 erwähnten Gegenstände auszudehnen. 
Aber eine starke Vermuthung spricht allerdings hiernach dafür, 
dass dem Kaiser auch auf den Gebiete der Militärverwaltung 
i. e. S., insbesondere in den Art. 63, Abs. 5 bezeichneten 
Angelegenheiten ein unmittelbar verbindliches Armee-Verord- 
nungsrecht zusteht. 

Viel Streit hat sich erhoben um die Auslegung der 
Worte: „in geeigneter Weise,“ insbesondere, ob sich die- 
selben auf „zur Nachachtung“ oder auf „mitzutheilen“ be- 
ziehen. Ist ersteres der Fall, so würde nicht einmal eine 
Pflicht der Contingents-Commandeure , die doch Untergebene 
des Kaisers sind, zur unbedingten Befolgung der ihnen mit- 
getheilten Verwaltungs- Anordnungen bestehen. Sie würden 
dieselben darnach „in geeigneter Weise“ abändem können 
oder sie vielleicht überhaupt nicht zu publicieren brauchen, 
ganz nach ihrem Ermessen. Sprachlich lassen sich die be- 
treffenden Worte sowohl auf „zur Nachachtung“ als „mitzu- 
theilen“ beziehen. Allein bei der erstewähnten Beziehung 
würde die doch angestrebte Einheitlichkeit in der Admini- 
stration u. s. w. völlig illusorisch gemacht werden können. Es 
erscheint daher logisch richtiger, die Beziehung der Worte „in 
geeigneter Weise“ auf die Worte „mitzutheilen“ zu be- 
schränken. Aber auch so entstehen wieder Schwierig- 
keiten für die theoretische Construction des ganzen Verhält- 
nisses. Die Mittheilung an die Contingents-Commandeure er- 
folgt durch den Militärausschuss in geeigneter Weise. Dieser 
hat also die geeignete Weise festzustellen. Wird er dadurch 


1) A. A. Hänel, a. a. O. II, 1 S. 74- 
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etwa zum Inhaber eines formellen Verordnungsrechtes in der 
Weise, dass die vom König von Preussen bezw. vom preussi- 
schen Kriegsminister erlassenen Verordnungen nach ihrer Mit- 
theilung an den Ausschuss nunmehr zu Reichsverordnungen 
werden? Dies ist in der Praxis nicht angenommen und ist 
auch theoretisch gar nicht zu construieren. Der Bundesrath 
allein besitzt ein Verordnungsrecht, nicht seine Ausschüsse, 
auch nicht diejenigen , welche selbständige Functionen haben, 
wie der Ausschuss für Handel und Verkehr, für Zoll- und 
Steuerwesen, für Rechnungswesen. (VgL Art. 56, 36, al. 2, 39 R. V.) 
Der Militärausschuss fungiert auch nicht als eine Art par- 
lamentarischer Commission des Bundesraths, indem er die be- 
treffenden Anordnungen ihm mittheilte, sondern hat lediglich 
die Pflicht, dieselben an die Contingentscommandeure mitzu- 
theilen. Der Bundesrath selbst erfährt nichts von den An- 
ordnungen. Mit Recht sagt daher Brockhaus 1 ): Die einfache 
Mittheilung einer vom Bundesrath nicht ausgegangenen Ver- 
ordnung als solche ohne ihre formelle Umwandlung in eine 
Verordnung des Bundesraths ist gar keine Verordnung. Schulze 2 ) 
sowohl wie Brockhaus 8 ) erblicken desshalb ganz richtig in der 
fraglichen Thätigkeit des Ausschusses nur einen „Boten- 
dienst 11 . In der That liegt weiter nichts vor, mögen die von 
ihm mitzutheilenden Anordnungen kaiserliche oder preussische 
sein. Laband 4 ) sieht dagegen in der Mittheilung an den Aus- 
schuss nur eine Mittheilung an die Contingentsherren und sucht 
gerade aus der Zusammensetzung des Ausschusses zu beweisen, 
dass es sich im Abs. 5 des Art. 63 um preussische Anord- 
nungen handle. 

Es muss daher kurz auf die Natur und Zusammensetzung 
des Ausschusses eingegangen werden, um zu sehen, ob sich 
daraus ein Schluss auf die Natur der ihm mitgetheilten und 
von ihm weiter zu befördernden Anordnungen gezogen werden 
kann. Zunächst ist es nicht werthlos, zu erfahren, wie die 

*) Brockhaus, a. a. O. S. 68. 

2) Schulze, a. a. O. II, S. 260. 

3 ) Brockhaus, a. a. O. S. 59. 

4 ) Laband im Archiv für öff. Recht, 1888, S. 210. 
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Schöpfer der Reichsverfassung bezw. norddeutschen Bundes- 
verfassung die Stellung dieses Ausschusses auffassten. Dies 
zeigt folgende Aeusserung des Fürsten Bismarck aus der 
Reichstagssitzung vom 16. April 1869: *) 

„Bisher wird die Stelle solcher* Bundesminister nicht , wie 
„man fälschlich gewöhnlich annimmt, vom Bundeskanzler ver- 
gehen, sondern von- den Ausschüssen des Bundesraths. Unser 

„Finanzminister ist der Finanzausschuss des Bundesraths 

„In gleicher Weise wird die kriegsministerielle Thätigkeit durch 
„den Militärausschuss des Bundesraths geübt, an dessen Spitze 
„sich der preussische Kriegsminister befindet. 14 

Aehnlich hat auch Gneist die Ausschüsse ein Stück Mini- 
sterium genannt. 1 2 ) Man hielt also damals den Bundesraths- 
ausschuss für das Landheer und die Festungen für das Reichs- 
kriegsministerium. Dass die Ausschüsse des Bundesraths trotz 
mancher Aehnlichkeiten in keiner Weise ein Ministerium er- 
setzen, dass sie nur eigenartige Commissionen des Bundesraths 
mit einigen selbständigen Befugnissen sind, dass es nur 
einen Reichsminister giebt , den Kanzler, darüber ist man 
heutzutage vollständig einig. Nichtsdestoweniger ist die Bis- 
marck’sche Auffassung vielleicht der Grund dafür gewesen, 
dem Ausschüsse die im Art. 63 Abs. 5 bezeichnete Function 
zuzuweisen. 

Die Auffassung des Fürsten Bismarck war gerade bezüglich 
des Militärausschusses auch ganz erklärlich durch die Art der 
Zusammensetzung desselben nach der Verfassung des nordd. 
Bundes. Während hiernach fast alle anderen Ausschüsse jähr- 
lich vom Bundesrath gewählt und die Mitglieder des Bundes- 
raths selbst von verschiedenen Personen ernannt werden, 
ernannte die Mitglieder dieses Ausschusses nur der Bundes- 
feldherr. Auch nach der Verfassung des deutschen Reiches 
ernennt der Kaiser die sämmtlichen Mitglieder des Aus- 
schusses mit Ausnahme der bayerischen. Denn formell 

1 ) Stenogr. Berichte des nordd. Reichstages, III. Session 1869. 20. Sitzung. 

s ) bei v. Held, Die Verfassung des dtsch. Reichs vom staatsrechtl. Stand- 
punkte betrachtet, S. 113. Aehnlich auch noch Auerbach, Das neue dtsch. 
Reich u. s. Verf., 1871 Berlin, S. 64 u. A. 
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kann der Kaiser auch das württembergische und sächsische 
Mitglied ernennen d. h. eine bestimmte Persönlichkeit bezeichnen, 
welche er als Mitglied des Ausschusses haben will. Nur ist 
er verpflichtet, einen württembergischen und einen 
sächsischen Bundesraths - Bevollmächtigten zu wählen . l ) 
Praktisch wird dies freilich stets darauf hinauskommen, dass 
der vom König von Württemberg bezw. vom König von 
Sachsen hiezu designierte Bundesrathsbevollmächtigte auch 
wirklich Mitglied des Ausschusses wird. Aber formell wird er 
es erst durch kaiserliche Ernennung, die durchaus nicht nur 
eine Bezeichnung der Staaten zu sein braucht. *) Soweit nun 
der Ausschuss vermitteln soll, ist er lediglich ein Organ des 
Kaisers, das — abgesehen von dem bayerischen Bevollmäch- 
tigten — vom Kaiser allein ernannt wird. 

Die Aehnlichkeit mit einem Ministerium zeigt sich ferner 
darin, dass der Ausschuss ein ständiger ist, unabhängig vom 
Tagen des Bundesraths. Jedenfalls ist aber der Ausschuss 
wirkliche Reichsbehörde. Als solche kann er aber ebenso 
gut preussische wie kaiserliche Anordnungen an die Contin- 
gentscommandeure mittheilen. Laband hält zwar auch den 
Ausschuss für eine Reichsbehörde, verwerthet aber den Um- 
stand, dass in dem Ausschüsse nur Vertreter derjenigen 
Staaten sitzen, welche noch selbstständige Contingente haben, 
in folgender Weise. 

Laband 3 ) meint, weil der Ausschuss aus Bevollmächtigten 
der Contingentsherren bestehe, müssten die Mitglieder desselben 
die Mittheilung ihren Landesherren machen oder deren Kriegs- 
ministerien, denen dann die weitere Erledigung obliege. Da 
es aber nach der Verfassung ebenso viele Contingente als 
Staaten gebe, so sei dieser umständliche Weg nicht obliga- 
torisch vorgeschrieben, sondern die »geeignete Weise« d. h. 
eine andere Art der Mittheilung an die Contingentsherren 
Vorbehalten. 


*) Laband, Das Staatsr. des dtsch. Reichs , I. S. 283. 

2 ) A. A. Meyer, Lehrb. des deutschen Staatsrechts S. 322. 

3 ) Archiv für öff. Recht. 1888. S. 510. 
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Mit anderen Worten: Nur, weil der Weg der Mittheilung 
an die 24 Contingentsherren durch Vermittlung des Bundesraths- 
ausschusses zu umständlich sei, sei eine Umgehung dieses 
Weges schon verfassungsmässig für zulässig erklärt. Wäre 
Laband’s Ansicht richtig und der Ausschuss nichts weiter 
als eine Art Informationsorgan der Contingentsherren , so 
müssten sämmtliche 25 Contingentsherren des Reichsheeres in 
dem Ausschüsse vertreten sein, wie Laband auch ja selbst 
zugiebt. 1 ) Denn wie sollte der sächsische Bevollmächtigte 
dazu kommen, die betr. Anordnungen der mecklenburgischen 
oder hessischen Regierung mitzutheilen, zu denen er in keinerlei 
Verhältniss steht? 

Es würde sich dann der Ausschuss, abgesehen von der 
hier nicht in Frage kommenden Stimmen vertheilung und 
dem kaiserlichen Ernennungsrechte , auf welches Laband 
keinen Werth zu legen scheint, vom Bundesrathe selbst in 
nichts unterscheiden. In einem solchen Falle überhaupt noch 
von einem Auschusse einer Körperschaft zu reden, ist wohl 
juristisch unanfechtbar, wird aber thatsächlich von jedem als 
übertriebene Spitzfindigkeit empfunden werden. Ein solches 
seltsames Institut haben die Schöpfer der Verfassung sicherlich 
nie im Auge gehabt, als sie »zur Vermeidung dieser Umständ- 
lichkeit« die »geeignete Weise« der Mittheilung vorbehielten. 

Man sollte darnach meinen, dass wenn sie die Mittheilung 
an die Contingentsherren gerichtet wissen wollten, so würden 
sie dem Bundesrathe selbst, nicht einem Ausschüsse des- 
selben mit der Vermittlung betraut haben. Dass dies nicht 
geschehen, sondern die Vermittlung dem zu diesem Zwecke 
beauftragten Militärausschüsse obliegt, beweist eben zur Ge- 
nüge, dass der Ausschuss lediglich Botendienste verrichtet, 
aber andererseits, dass daraus noch nichts für die Natur der frag- 
lichen Anordnungen zu entnehmen ist. Man ist daher bezüglich 
der Frage, ob dem Kaiser ein Verordnungsrecht auf dem Ge- 
biete der Militärverwaltung i. e. S. zusteht oder nicht, lediglich 
auf die oben S. 26 angeführte indirecte, zum Theil aus allge- 


1) A. a O. S. 610. 
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meinen Prinzipien hergeleitete Beweisführung angewiesen. Po- 
sitive Bestimmungen fehlen, da Art. 63 Abs. 5 wegen seiner 
unklaren Fassung nicht in Betracht kommen kann. Der ganze 
Absatz 5 wird praktisch überhaupt nicht mehr angewandt, oder 
vielmehr nur mit bedeutenden Modifikationen. Die Vermittlung 
des Militärausschusses insbesondere ist längst überflüssig ge- 
worden, da die meisten Contingente in preussische Verwaltung 
übergegangen sind, also unmittelbar von den »künftig ergehenden 
preussischen Anordnungen«. beherrscht werden. Für Bayern 
und Württemberg hat der Abs. 5 nie Geltung gehabt. Nur 
für Sachsen sollte er eigentlich noch Gültigkeit haben, obwohl 
der in der sächsischen Convention bezeichnete Weg der Mit- 
theilung thatsächlich in Uebung ist. 

Die ganze Bestimmung des Art. 63 Abs. 5 ist nach 
Ansicht des Verfassers etwa als Uebergangsbestimmung ge- 
dacht worden und hatte nur Bedeutung für die Verhältnisse 
des norddeutschen Bundes. Man wollte bei Gründung des- 
selben möglichst schonend in die Militärhoheit der ein- 
zelnen Staaten eingreifen, worauf auch die Ausdrucksweise 
dieses Artikels im Gegensätze zu dem Eingang des Art. 61 
hindeutet. Man wollte vielleicht der Sache nach mehr 
erreichen, als die Form durchblicken lassen sollte. Vor 
allem galt es den Anschein zu vermeiden, als ob die preussische 
Militärverwaltung der Militärverwaltung der nichtpreussischen 
Contingente übergeordnet sei. Deshalb suchte man den di- 
recten Verkehr des preussischen Kriegsministeriums mit den 
übrigen Contingentsverwaltungen ängstlich zu vermeiden und 
betraute eine Bundesbehörde, den Militär- Ausschuss, mit 
der Vermittlung der dienstlichen Beziehungen. Vermutlich 
brachten deshalb die verbündeten Regierungen die im preussi- 
schen Entwurf fehlenden Worte »in geeigneter Weise« in die 
Verfassung, sowie die schonend klingenden Worte »zur 
Nachachtung«. Andererseits sah man voraus, dass die 
sämmtlichen Contingente mit Ausnahme des sächsischen in 
preussische Verwaltung übergehen würden, — vor Publikation 
der Verfassung waren ja bereits Verhandlungen über Militär- 
conventionen im Gange. In der Erwartung, dass der ver- 
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fassungsmässig vorausgesetzte Zustand doch nur provisorisch 
sein würde, trug man wahrscheinlich auch kein Bedenken, die 
Mittheilung der damals jedenfalls preussischen Anordnungen 
direct an die Contingentscommandeure statt an die Contingents- 
verwaltungen vorzuschreiben , zumal, falls die Conventions- 
verhandlungen sich wieder zerschlugen, die geeignete Weise der 
Mittheilung Vorbehalten und damit die Möglichkeit einer Mit- 
theilung zunächst an die Contingentsherren gegeben war. That- 
sächlich hat sich auch nur Sachsen geweigert, seine eigene 
Militärverwaltung aufzugeben. Nach Abschluss der Conven- 
tionen verstand es sich eigentlich von selbst, dass die Vermitt- 
lung des Militärausschusses als überflüssig fortfiel. 

Ist dies richtig, so kann aus Art. 63 Abs. 5 für 
Beurtheilung der jetzigen Verhältnisse, für die Natur des Reichs- 
heeres, für die Existenz eines kaiserlichen Verordnungsrechts 
in Militärverwaltungssachen resp. für ein conti ngentsherrliches 
derartiges Verordnungsrecht formeller Natur nicht das geringste 
entnommen werden. Nach der ganzen Anlage der Reichsver- 
fassung und besonders nach der oben S. 27 begründeten 
Schlussfolgerung muss man annehmen, dass ein kaiserliches 
Verordnungsrecht auch in den im Art. 63 Abs. 5 bezeichneten 
Angelegenheiten existiert, obwohl es nicht ausgeübt wird. 
Thatsächlich üben nur Sachsen, Württemberg und Bayern 
ein derartiges formelles Verordnungsrecht aus, aber alle drei 
Staaten nur auf Grund besonderer Zugeständnisse in den Con- 
ventionen, nicht auf Grund des erwähnten Verfassungsartikels. 

Immerhin wird die Einheitlichkeit des Reichsheeres durch 
dergl. contingentsherrliche Verordnungsrechte, wie sie Sachsen 
gegenüber eingeräumt sind, — über Württemberg’ s und Bayern’s 
Rechte s. unten — nicht in Frage gestellt, selbst, wenn die 
sächsische Convention rechtliche Gültigkeit hätte. Denn Sachsen 
hat sich zur entsprechenden Ausführung der betreffenden ihm 
mitgetheilten Anordnungen verpflichtet. Und diese Pflicht 
kann vermöge des im Art. 63 Abs. 3 ausgesprochenen Prin- 
cips vom Kaiser erzwungen werden. 

Oder wäre überhaupt eine Einheitlichkeit in der Bewaff- 
nung, in der Ausbildung und in der Kriegstüchtigkeit des 

3 


Digitized by 


Google 



— 34 — 

Reichsheeres noch denkbar, falls es im Belieben des Königs 
von Sachsen stände, für sein Contingent z. B. eui anderes 
Gewehr oder eine andere Ausrüstung anzuordnen als in dem 
grössten Reichscontingent , in der preussischen Armee, ange- 
ordnet wäre? 

Besitzt aber der Kaiser das Recht, Verordnungen auf dem 
Gebiete der Militärverwaltung i. c. S. mit Gültigkeit für das 
gesammte Reichsheer (excl. Bayern) zu erlassen, so muss das 
Heer in der That ein einheitliches sein. Ein selbständiges Verord- 
nungsrecht der Contingentsherren erkennt die Reichsverfassung 
nur an zwei Stellen an. Die Contingentsherren haben nämlich 
gemäss Art. 66 das Recht, die Offiziere ihres Contingentes 
zu ernennen und gemäss Art. 63 Abs. 2 das Recht, die äusse- 
ren Abzeichen, namentlich die Kokarden desselben zu be- 
stimmen. Abgesehen von diesen wichtigeren Rechten tragen 
aber die sämmtlichen den Contingentsherren belassenen Rechte 
den Charakter von unselbständigen Verwaltungsbefugnissen 
oder militärischen Ehrenrechten. x ) Es wird ihnen die Stellung 
eines Chefs ihres Contingents angewiesen, d. h. eine blosse 
Ehrenstellung, und die ganze Contingentsherrlichkeit ist nichts 
weiter als eine unselbständige Verwaltungsbefugniss, umkleidet 
mit Ehrenrechten, welche ihnen in ihrer Eigenschaft als Mit- 
träger der Reichssouveränetät belassen werden mussten. La- 
band 2 ) fasst die Contingentsherrlichkeit als militärische Dienst- 
herrlichkeit auf, indem er sich hauptsächlich darauf stützt, 
dass dem Contingentsherrn, nicht dem Kaiser das militärische 
Treu versprechen geleistet werde. Mit Recht erwidert ihm 
Brockhaus, 8 ) dass in dem Fahneneide die unbedingte Ge- 
horsamsverpflichtung gegen den Kaiser enthalten ist, nicht 
etwa die durch die Treue gegen den Contingentsherrn be- 
dingte, dass ferner jeder Deutsche an jedem Orte des Reichs- 
gebietes, mithin in jedem Contingente seiner Militärpflicht ge- 
nügen kann, dass endlich die im preussischen Contingente 

J ) Meyer, Lehrb. des dtsch. Verwaltungsrechts, II. S. 38, ebenso Brockhaus 
S. 110 ff., Zorn S. 319. 

2) Laband a. a. O. III, 1. S. 61 ff. 

8 ) Brockhaus a. a. O., S. HO ff. 
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ihrer Dienstpflicht genügenden Waldecker, Bremer, Hamburger 
u. s. w., ihren Staaten gar keine militärische Treue mehr ge- 
loben können, da dieselben wohl eine Contingentsherrlichkeit, 
jedenfalls aber eine militärische Dienstherrlichkeit nicht mehr 
besitzen . l ) 

Wer unbedingten Gehorsam der Truppen für alle seine 
Befehle zu fordern hat auch im Gegensätze zu etwaigen Be- 
fehlen der Contingentsherren , wer die den Contingentsherren 
verbliebenen Rechte durch Verlegung der betr. Contingents- 
truppen in andere Garnisonen jeden Augenblick illusorisch 
machen kann, wer endlich jeden Theil des Reichsheeres, also 
auch die Truppen des eigenen Contingents, gegen ihren Con- 
tingentsherm behufs einer Execution, deren Nothwendigkeit 
allerdings zuvor der Bundesrath beschlossen haben muss, fuhren 
kann, der ist in der That Kriegsherr des Heeres trotz mannig- 
facher Beziehungen, welche die Contingentsherren mit ihren 
Contingenten verknüpfen. Auch hier hat man an das Be- 
stehende angeknüpft, um dem Neuen leichter Eingang zu ver- 
schaffen und die Empfindlichkeit der Bundesfürsten möglichst 
zu schonen. Deshalb hat man den Fahneneid gelassen, wie er 
war, unter Hinzufügung der unbedingten Gehorsamsverpflichtung 
gegen den Kaiser. Einen Unterschied zu machen zwischen 
militärischer Treue gegen den Landesherrn und unbedingtem 
Gehorsam gegen den Kaiser, ist völlig unmöglich. Niemand 
kann zwei Herren dienen d. h. in derselben Sache und zu der- 
selben Zeit. Dies gilt für den Soldaten noch mehr als sonst 
im Leben. Dass aber die Pflicht gegen den Kaiser vorgeht 
derjenigen gegen den Landesherrn, ist, falls dem Landesherrn 
Militärhoheit zusteht und er wirklich ein Landesheer besitzt, 
durchaus nicht gesagt. Wäre aber, wieLaband 2 ) meint, der 
Gehorsam gegen den Landesherrn zugleich Gehorsam gegen 
den Kaiser, so wäre der Landesherr seinerseits zum Gehorsam 
gegen den Kaiser verpflichtet und erfüllte durch seinen Ge- 
horsam denjenigen seiner Truppen. Auch wäre dann die 

1 ) Brockhaus a. a. O. S. 121. Meyer a. a. O. II. S. 75, Anm. 24. 
Zorn a. a. O. S. 316. Schulze a. a. O. I. S. 362. 

2 ) Laband a. a. O. III, 1 . S. 169—171. 

3* 
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eidliche Zusicherung des unbedingten Gehorsams gegen den 
Kaiser völlig überflüssig. 1 ) Die Landesherren nehmen, wie das 
Brockhaus 2 ) sehr treffend ausgeftihrt hat, diesen Eid als Ver- 
treter des Kaisers entgegen. Hierzu sind dieselben, da es sich 
um Pflichten gegen das Reich handelt , als Mitträger der 
Reichsgewalt, am ersten geeignet. Zugleich empfangen sie 
aber von ihren Landeskindem das Gelöbniss der Unterthanen- 
treue und zwar für sich allein. Aehnlich ist der Eid der unteren 
Postbeamten, welche von den Landesherren angestellt werden, 
zu interpretiren. 

Die Contingentsherrlichkeit ist darnach in der That von 
untergeordneter Bedeutung, ein Complex von Rechten, »welche 
den Einzelstaaten als Andenken an ihre ehemalige Souveränetät 
in Militärsachen belassen worden ist«, 5 ) für die es einen ein- 
heitlichen Begriff nicht giebt. 4 ) Am allerwenigsten lässt sich 
jetzt noch auf sie der Begriff der Militärhoheit anwenden, 6 ) 
auch nicht einer formellen, wie oben schon gezeigt ist. 

Nach dem bislang Gesagten steht vielmehr abgesehen auch 
von prinzipiellen Gesichtspunkten die Militärhoheit voll und 
ganz dem Reiche zu. 0 ) Wer dieses leugnet, unterschätzt den 
Umfang des kaiserlichen Oberbefehls, wie ihn die Reichsver- 
fassung bestimmt hat. Denn darin ist Laband Recht zu geben, 
dass an und für sich trotz kaiserlichen Oberbefehls, gemeinsamen 
Militäretats und Einheit der Organisation etc. und souveränen 
Militärhoheit des Reiches dennoch gesonderte Landesheere 
mit einzelstaatlicher formeller Militärhoheit bestehen können. 
Allein der kaiserliche Oberbefehl ist kein theoretisch zu con- 
struirender Begriff. Vielmehr ergiebt sich derselbe aus der 
Summirung der einzelnen dem Kaiser im XI. Abschnitt der 


*) Brockhaus a. a. O. S. 154. 

2) Derselbe S. 122. 

8) Laband a. a. O. III, 1. S. 60. 

4 ) Schulze a. a. O. II. S. 253 ff. 263 ff. Meyer a. a. O. II. S. 
37 — 38. Zorn a. a. O. S. 815. 

6 ) Laband a. a. O. S. 7 ff. 

ü ) Zorn a. a. O. S. 308. Meyer, Lehrb. des Verwaltungsrechts. II. 
S. 37. Meyer in Hirth’s Annaben 1880. S. 346. 
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Reichsverfassung beigelegten Rechte. 1 ) Diese Rechte sind aber 
so umfangreich, dass von einer Militärhoheit der Einzelstaaten 
daneben nicht mehr die Rede sein kann. Nur Bayern macht 
hiervon eine Ausnahme. Bayern hat im Frieden ein völlig 
selbständiges Heer neben dem Reichsheer, wenngleich die all- 
gemeinen Grundlagen auch für Bayern gelten. Es spricht ihm 
ferner Ziffer III § 5 des Bündnisvertrages ausdrücklich Mili- 
litärhoheit zu. Auch ist ein gewichtiger Grund gegen die An- 
nahme von Militärhoheitsrechten der übrigen Einzelstaaten, 
dass deren Conventionen nie von Militärhoheit sprechen. Falls 
deren Fortdauer aber für alle selbstverständlich war, so hätte 
sie Bayern nicht so ausdrücklich zugestanden zu werden brauchen. 

Auf die bestrittene Frage der Natur des Reichsheeres 
näher einzugehen, ist hier nicht der Ort. Nachdem jedoch der 
Verfasser die Militärhoheit ausschliesslich dem Reiche zuge- 
sprochen hat, erkennt er auch selbstverständlich alle daraus 
sich ergebenden Consequenzen an. 

Es stehen darnach die Offiziere im Reichsdienste, obwohl 
der Landesherr sie meist ernennt. Dieser ist nämlich bei der 
Ausübung seines Ernennungsrechtes beschränkt. Er kann nur 
solche Personen ernennen, welche den vom Kaiser allgemein 
festgestellten Qualifikationsbedingungen entsprechen. 2 ) Die 
Kommandogewalt, seine Zuständigkeit, weist dem Offizier der 
vom Kaiser ernannte General, nicht der Contingentsherr zu. 
Endlich wird der Offizier aus Reichs-, nicht aus Landesmitteln 
besoldet. 

Die Militärdienstpflicht wird dem Reiche geleistet, nicht 
dem Staate. Die Gestellungspflicht ist von der Reichsange- 
hörigkeit und von dem Aufenthaltsort, nicht von dem Domicil 
und der Staatsangehörigkeit abhängig gemacht. Der Kaiser 
kann die Rekruten eines Contingents in ein anderes nach 
seinem Belieben einstellen, abgesehen von wenigen Ausnahmen. 


1) Laband a. a. O. III, 1. S. 36—48. Zorn a. a. O. S. 308—315. 
Brockhaus a. a. O. S. 77. 

2 ) Brockhaus a. a. O. S. 123. 
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Der Fahneneid wird dem Kaiser geschworen ; die Landesherren 
nehmen ihn als dessen Stellvertreter entgegen und empfangen 
gleichzeitig das Gelöbniss der Unterthanentreue. 

Der Militärfiscus ist Reichs-, nicht Landesfiscus, denn Er- 
sparnisse der Contingentsverwaltungen fliessen in die Reichs- 
kasse. (Art. 67 der Verf.) 

Die Kriegsministerien werden zwar vom Landesherrn er- 
nannt, haben auch einen aus der Autorität des Einzelstaates 
abgeleiteten Geschäftskreis von untergeordneterer Bedeutung 
und sind deshalb als Landesbehörden anzusehen, besorgen aber 
im wesentlichen Reichsangelegenheiten. 

Die gesammte Militärverwaltung wird auf Kosten des 
Reiches und für das Reich nach den von diesem bezw. dem 
Kaiser gegebenen Normen geführt, ist also eine mittelbare 
Reichsverwaltung. Solche wird aber im Reiche nur von Landes- 
behörden geführt, so die Gerichtsbarkeit, Zollverwaltung u. s. w. 

Wenn darnach eine Militärhoheit der Einzelstaaten aus der 
Verfassung nicht erhellt, so fragt es sich noch, ob nicht die 
Militärconventionen den Beweis für die Existenz derselben 
liefern, wie Laband 1 ) z. B. annimmt. Nicht etwa, als ob die 
Militärconventionen ein anderes Prinzip aufstellten als die Reichs- 
verfassung, sondern dadurch, dass sie den in der Reichsver- 
fassung implicite enthaltenen Grundsatz: die Contingentsherren 
haben alle Rechte behalten, welche sie ihnen nicht ausdrück- 
lich entzogen hat, durch nähere Festsetzungen erläuterten. 
Allein, diese Frage ist zu verneinen. Die Stellung, welche 
die Verfassung den Contingentsherren anweist, ist keineswegs 
so unbestimmt, dass erst die »Erläuterungen« der Militärconven- 
tionen Aufschluss über ihren juristischen Charakter geben könnten. 
Dass thatsächlich einige Conventionen 2 ), indem sie von der 
»Ausübung der Militärhoheitsrechet durch den König von 
Preussen« sprechen, eine Militärhoheit der betreffenden Con- 
tingentsherren als fortdauernd anzunehmen scheinen, beweist 
nichts gegenüber der Thatsache, dass sämmtliche Conventionen 
den Contingentsherren doch nur die Ehrenrechte eines Chefs 

1) Archiv für öff. Recht 1880. S. 529. 

2) Braunschweigische M.-C. von 1886. § 1. 
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beilegen. Ueberhaupt erwähnen die Conventionen fast nicht 
ein einziges Recht, welches nicht auch die Verfassung bereits 
den Contingentsherren zugesprochen hätte. Eine Vergleichung 
der Conventions- mit den Verfassungsbestimmungen wird das 
sofort ergeben. 


I. Landesherrliche Rechte. 

1. Die Landesherren sind Chefs aller ihren Gebieten an- 
gehörenden Truppentheile und geniessen die damit verbundenen 
Ehren. Art. 66. R.-V. 

Die Conventionen besagen, wie bereits bemerkt, dasselbe, 
bestimmen nur näher diese Ehren (u. A. Stellung und Dis- 
ziplinarstrafgewalt eines kommandirenden Generals.) Auch 
sind diese Ehrenrechte zum Theil auf die Familienmitglieder 
des Landesherrn ausgedehnt. 1 ) 

2. Sie haben das Recht der Inspizirung. Art. 66. R.-V. 
Die Conventionen bestimmen das Gleiche. 

3. Sie erhalten, ausser den regelmässigen Rapporten und 
Meldungen, rechtzeitig Mittheilung von den ihre Truppentheile 
berührenden Avancements und Ernennungen. Art. 66. R.-V. 
Genau dasselbe ist in den Conventionen bestimmt. 2 ) 

4. Das Recht der Requirirung der Truppen zu polizeilichen 
Zwecken. Art. 66. R.-V. Ebenso die Conventionen, indem 
sie ausserdem den Contingentsherren das Recht der freien 
Verfügung über die Truppen »zu Zwecken des inneren 
Dienstes« zusprechen. 

II. Contingentsherrliche Rechte. 

1. Das Offizierernennungsrecht, welches Art. 66 den Con- 
tingentsherren zuspricht, bildet den Hauptgegenstand sämmt- 
licher Conventionen. 

2. Die Militärgerichtsbarkeit erwähnt die Verfassung 
nicht besonders. Sie ist Bestandteil der Militärverwal- 
tung. Die Conventionen übertragen dieselbe meist dem 

*) Convention mit Braunschweig Art. 6, 1, mit Hessen Art. 7, Baden 
Art. 6, Oldenburg Art. 5, Lippe Art. 7 u. s. w. 

*) Conv. mit Hessen Art. 8, Baden Art. 8, Oldenburg Art. 8. 
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Könige von Preussen, zum Theil unter Mitwirkung der Con- 
tingentsherren. 

3. Das Recht, die äusseren Abzeichen ihres Contingentes 
zu bestimmen, welches den Contingentsherren nach Art. 63 Abs. 2 
der Verfassung zusteht, ist insofern modifizirt, als die Contin- 
gentsherren die Abzeichen vertragsmässig fixirt haben, also 
nicht mehr einseitig bestimmen dürfen. 1 ) Die in preussischen 
Truppentheilen dienenden Angehörigen anderer Einzelstaaten 
dürfen lediglich die Landescocarde neben der preussischen 
tragen. 2 ) 

Endlich ist auch das Recht der Contingentsherren auf den 
Fahneneid ihrer Unterthanen nach den Conventionen unver- 
ändert geblieben. Dass dasselbe ein landesherrliches Recht ist, 
nicht ein contingentsherrliches, ist oben schon bemerkt worden. 

Ist demnach die Stellung der Contingentsherren im wesent- 
lichen dieselbe — abgesehen von dem Verlast des Officier- 
ernennungsrechtes, der verfassungsmässig bereits vorgesehen 
ist — nach Inhalt der Conventionen wie der Verfassung, so 
ist auch die Einheitlichkeit des Heeres nicht bloss eine mili- 
tärisch-technische und factische, d. h. durch die Conven- 
tionen erst hergestellte. 3 ) Wohl tragen dieselben zur Verein- 
fachung des gewaltigen Heeresverwaltungs-Apparates bei und 
ersetzen nach Möglichkeit den Mangel einer obersten Reichs- 
behörde für diesen Zweig der Reichsverwaltung, aber geschaffen 
wird durch sie die Einheitlichkeit des Heeres nicht erst. Diese 
ruht vielmehr auf den festen Grundlagen der Verfassungs- 
bestimmungen über den kaiserlichen Oberbefehl, die Heeres- 
organisation und den Militäretat. Die Conventionen sind des- 
halb zwar auch im Interesse des Kaisers geschlossen, dem da- 
durch die Ausübung seiner Rechte und Pflichten bedeutend er- 
leichtert wird, aber zum grössten Theile im Interesse der 
Landesherren. 4 ) Es werden allen, besonders den mittelgrossen 
Einzelstaaten durch die gewährte Mitbenutzung der preussi- 

*) Hessen Art. 5, 3, Braunschweig Art. 2, 4. 

2 ) Lippe Art. 6, Waldeck Art. 1, Lübeck Art. 2, Hamburg Art. 2 etc. 

-) Archiv für öff. Recht 1888. S. 530, 531. 

4 ) Archiv für öffentl. Recht 1880. S. 529. (Brockhaus). 
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sehen Heeresinstitute, Bildungsanstalten u. s. w. , finanzielle 
Lasten erspart, die sie bei Errichtung eigener Anstalten allein 
tragen müssten. 1 ) 

Zwar bestreitet das Reich den Unterhalt der Contingente ; 
aber da seine eigenen Einnahmen hierzu nicht genügen, so ist 
es auf die Matrikularbei träge der Einzelstaaten angewiesen, 
welche sich wieder nach der Höhe des festgestellten Militär- 
etats bemessen. Je weniger selbstständige Conti ngentsverwal- 
tungen es giebt, desto geringer werden die Kosten der Heeres- 
verwaltung und dementsprechend auch die Matrikularbeiträge 
sein. Dies ist das grosse Interesse, welches die Landesherren 
an dem Abschlüsse von Militärconventionen haben. Für die 
kleineren Einzelstaaten ist aber ein Anschluss an die preussische 
oder an eine andere grössere einzelstaatliche Militärverwaltung 
und ihre Betheiligung an deren Heereseinrichtungen, Anstalten 
u. s. w. beim Mangel einer unmittelbaren Reichsmilitärverwaltung 
und von Reichsmilitäranstalten geradezu ein Gebot der Noth- 
wendigkeit. Denn diese kleineren Einzelstaaten, wie z. B. die 
Hansestädte oder das Fürstentsum Reuss ä. L. wären, auch 
wenn ihnen die erforderlichen unverhältnissmässig hohen 
Kosten Seitens des Reichs zur Verfügung gestellt würden, 
doch nicht in der Lage, ihre kleinen Heeresanstalten auf der 
Höhe derjenigen der grösseren Contingente zu halten. Die 
technische, nicht aber, wie oben nachgewiesen, die innere, 
juristische Einheitlichkeit des deutschen Heeres beruht 
hiernach allerdings wesentlich auf dem durch die Militär- 
conventionen geschaffenen thatsächlichen Zustand. 

Erfordernisse für die Gültigkeit der Militär- 
conventionen. 

Es ist hier zu unterscheiden zwischen den Bestimmungen, 
welche mit dem Kaiser und denjenigen, welche mit dem König 
von Preussen vereinbart worden sind. Was die ersteren 
anlangt, so ist oben bereits nachgewiesen, dass der Kaiser 
überhaupt nicht berechtigt ist , gegenüber den Contingents- 
herren bindende Verpflichtungen über die Ausübung seines 

*) Aehnlich Brockhaus, das deutsche Heer, S. 201. 
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Oberbefehls einzugehen. Am allerwenigsten ist er zur authen- 
tischen Interpretation der ihn betreffenden Verfassungsbestim- 
mungen befugt, da er nur im Namen des Reiches als dessen 
Organ, nicht als dessen Souverän Rechte ausübt. 

Zur Gültigkeit der Bestimmungen über die Art der Aus- 
übung des kaiserlichen Oberbefehls genügt aber nicht etwa 
eine einfache Mittheilung an die gesetzgebenden Factoren des 
Reiches behufs Kenntnissnahme, wie Laband *) daraus folgert, 
dass solche Bestimmungen »gar nicht an das Niveau der Ver- 
fassung heranreichen« , sondern es bedarf zu ihrer Gültigkeit 
der Zustimmung von Reichstag und Bundesrath in Form eines 
die Verfassung ändernden Gesetzes (Art. 78.). Eine solche 
Zustimmung ist aber nie eingeholt worden, weshalb die be- 
treffenden Bestimmungen über Dislocations- und Formations- 
rechte etc. ungültig sind. Nur bei den im Jahre 1867 mit 
Oldenburg, den thüringischen Staaten, Anhalt, Waldeck, Schaüm- 
burg-Lippe und Lübeck abgeschlossenen Conventionen, in 
welchen den betr. Staaten ein Nachlass an den von ihren ge- 
mäss Art. 62, 1 der Verfassung zu leistenden Heeresbeiträgen 
bewilligt wurde, ist insoweit eine Zustimmung der gesetz- 
gebenden Organe eingeholt, aber nicht z. B. bezüglich der 
Verabredungen über die Ausübung des Oberbefehls, die ebenfalls 
in diesen Conventionen enthalten waren. 

Die mit Preussen vereinbarten Bestimmungen bedürfen, 
wie gezeigt worden, keiner Genehmigung seitens des Reiches. 
Wohl aber ist nach Ansicht des Verfassers eine Mittheilung 
derselben an Bundesrath und Reichstag behufs Kenntnissnahme 
erforderlich. Denn dem Reiche muss schon kraft seines ihm 
über die einzelstaatliche Militär- Verwaltung zustehenden Ober- 
aufsichtsrechtes sowie als alleinigem Souverän das Recht zuge- 
sprochen werden, von Handlungen der Einzelstaaten, die eine, 
wenngleich nicht juristische, so doch thatsächliche Aenderung 
in den amtlichen Verkehrswegen zwischen Reich und Einzel- 
staat hervorrufen, auch amtlich und nicht bloss zufällig 
Kenntniss zu nehmen. Die meisten Militärconventionen sind 


1) Laband a. a. O. III, 1. S. 30. 
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auch thatsächlich dem Bundesrath und Reichstage zur Kennt- 
nissnahme vorgelegt. 

Die Nothwendigkeit einer reichsgesetzlichen Genehmigung 
behauptet Zorn 1 ) daher ohne Grund, falls man nicht in der 
Mittheilung an die Centralgewalt ein Nachsuchen der Geneh- 
migung und in dem Stillschweigen der Centralgewalt die Ge- 
nehmigung selbst sehen will. 

Dagegen ist auf Seiten des Mitcontrahenten Preussens 
bezw. des Kaisers die Zustimmung des betr. Landtages unum- 
gänglich, wenn die Convention in die bestehende Landesgesetz- 
gebung eingreift und dieselbe oder die Landesverfassung ab- 
ändert — z. B. auch nur die Ausübung eines dem Staate als 
Andenken an die ehemalige Souveränetät belassenen Rechtes 
aufopfert 2 ) — oder endlich ihm neue Lasten auferlegt werden. 8 ) 
Eins von diesen wird aber meistens der Fall sein, da z. B. 
durch die Uebertragung der Militärverwaltung die militärischen 
Rechtsverhältnisse der Staatsangehörigen eine umfassende that- 
sächliche Umgestaltung erfahren haben. 

Die Voraussetzungen der landständischen Zustimmung 
fallen selbstverständlich fort, wenn der Einzelstaat vom Reiche 
oder richtiger vom Kaiser Zusicherungen über die Ausübung 
kaiserlicher Rechte empfängt. Dies geht nur das Reich an. 
Auf Seiten Preussens dagegen ist eine landständische Zustim- 
mung nicht erforderlich: 4 ) denn durch die Uebernahme der 
Militärverwaltung anderer Bundesstaaten werden weder die Ver- 
fassung und Gesetzgebung des preussischen Staates geändert, 
noch diesem neue Lasten oder den preussischen Staatsbürgern 
Verpflichtungen auferlegt. 6 ) Letzteres würde auch dem Art. 58 
der Reichsverfassung widersprechen, »wonach die Kosten des 
gesammten Kriegswesens von allen Bundesstaaten und ihren 
Angehörigen gleichmässig zu tragen sind, sodass weder Be- 

*) Zorn a. a. O. S* 306. 68. 

*) Brockhaus a. a. O. S. 183. 

3) Laband a. a. O. III, 1. S. 29. 

4 ) Brockhaus a. a. O. S. 183. Laband a. a. O. III, 1. 29. Schulze 
II. S. 271. 

5 ) Art. 48 der preuss. Verf. 
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vorzugungen noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klassen 
zulässig sind.« Die preussische Militärverwaltung erhält viel- 
mehr von denjenigen Staaten, deren Contingente in ihre Ver- 
waltung übergegangen sind, die jeweils von diesen Staaten 
aufzubringende, richtiger ihnen vom Reiche überwiesene Summe 
zur etatsmässigen Verausgabung zur Verfügung gestellt. 1 ) 

Aufhebungsgründe der Militärconventionen. 

Da die bislang besprochenen Conventionen nichts als Ver- 
träge sind, so sind sie natürlich auch von jeder Seite kündbar 
entweder nach Massgabe besonderer Bestimmungen oder jeder- 
zeit. Ebenso ist Aufhebung durch mutuus dissensus möglich. 
Nur ist eine Kündigung seitens des Kaisers an irgend welche 
Kündigungsfristen nicht gebunden, da er, weil nicht befugt, 
sich den Contingentsherren gegenüber zu binden, jederzeit die 
ihm verfassungsmässig zustehenden Rechte des Oberbefehls 
wieder ausüben kann, was die Conventionen ja auch selbst 
durch die Worte: »unbeschadet des ihm nach Art. 63 der Ver- 
fassung zustehenden Rechtes« anerkannt haben. Insofern bieten 
die Conventionen nichts besonderes, was den allgemeinen Vor- 
schriften über die Aufhebung von Verträgen widerspräche. 

Ein den Militärconventionen eigenthümlicher Aufhe- 
bungsgrund ist jedoch ein einfaches Reichsgesetz, 2 ) 
welches dieselbe Materie ordnet, da diese eben von vornherein 
der legislativen Reichscompetenz unterlag und das Reich die 
Grenzen der Competenz der Einzelstaaten jederzeit ändern 
kann. Eine Verfassungsänderung ist dazu nicht erforderlich, 
weil die betr. Rechte nur im Interesse der Einzelstaaten liegen, 
aber keineswegs garantiert werden vom Reiche, auch es sich 
nicht um bestimmte Rechte einzelner, sondern aller Staaten 
im Verhältniss zur Gesammtheit handelt. (Art. 78, 1 und 2). 
In der That ist denn auch ein grosser Theil der Bestimmungen 
in den Conventionen durch spätere Reichsgesetze aufgehoben 

Brockhaus a. a. O. S. 201. 

2 ) La band a. a. O. III, 1. S. 29, 30. Zorn, a. a. O. I. S. 307. Brock- 
haus a. a. O. S. 177. Schulze a. a. O. II. S. 272. 
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oder unpraktisch geworden. (Reichsmilitärgesetze , Wehrord- 
nungen u. s. w.) 

Indessen ist hierbei ein Punkt zu bemerken, welcher bis- 
her entweder übersehen oder doch ungenügend hervorgehoben 
ist, dass nämlich eine Aufhebung der Militärconvention durch 
Reichsgesetz nie wider Willen des Königs von Preussen ge- 
schehen kann. Denn gemäss Art. 5 R.-V. giebt bei Gesetzes- 
vorschlägen über das Militärwesen die Stimme Preussens den 
Ausschlag, wenn sie sich für Aufrechterhaltung der bestehenden 
Einrichtungen ausspricht. Dass der durch die Militärconventionen 
geschaffene Zustand that sächlich eine bestehende militärische 
Einrichtung ist, ist unbestreitbar. Man hat, wie auch aus den 
Verhandlungen des Reichstages, 1 ) insbesondere aus der Rede 
des Antragstellers Twesten hervorgeht, den Art. 5 offenbar 
absichtlich so gefasst und statt des ebenfalls vorgeschlagenen 
Ausdruckes: »Gesetze« »Einrichtungen« gesetzt, um gerade 
die vertragsmässigen, nicht auf Gesetzen beruhenden Zustände 
dem Veto des Königs von Preussen zu unterwerfen. Falls 
daher Preussen die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses 
wünscht, kann das Reich dieselbe Materie nicht gesetzlich 
ordnen, selbst nicht, wenn der Mitcontrahent Preussens damit 
einverstanden ist. Es bleibt dann letzterem nur übrig, Preussen 
den Vertrag zu kündigen und so den verfassungsmässigen 
Zustand wiederherzustellen, was Preussen allerdings nicht hin- 
dern kann. 

Was im Vorigen über die Gründe der Aufhebung gesagt 
ist, gilt im wesentlichen auch für die Aenderung von Militär- 
conventionen. Enthält jedoch die Aenderung der Convention 
eine Aenderung der Reichsverfassung oder Reichsgesetzgebung, 
so muss dieselbe vom Bundesrath und Reichstag genehmigt 
werden, und zwar im ersteren Falle in den Formen des Art. 78. 
Einer Aenderung der Conventionsbestimmungen durch Reichs- 
gesetz kann Preussen wie einer Aufhebung der Convention 
selbst widersprechen. Eine Aenderung in der Richtung der 


Verh. des verf.-gebenden nordd. Reichstages S. 309. 312. 
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Aufhebung der Selbstbeschränkung des kaiserlichen Oberbefehls 
bedarf weder der Zustimmung des einen noch des andern 
Contrahenten, da der eine weder ein Recht verloren noch der 
andere ein solches erhalten hat. 

Die sächsische, württembergische und bayerische 
Militärconvention in Bezug auf Inhalt und Bedeutung 
für die Einheitlichkeit des Reichsheeres. 

Von den besprochenen Conventionen verschieden nach In- 
halt und Rechtsgrund sind die mit Sachsen, Württemberg und 
Bayern abgeschlossenen Conventionen. 

Die Rechtsgültigkeit der 

sächsischen Convention 

ist von jeher viel bestritten worden , einerseits mit Rücksicht 
auf ihren zum grossen Theil der Reichsverfassung wider- 
sprechenden Inhalt, andererseits mit Rücksicht darauf, dass 
die Ermächtigung des Art. 66 auf Sachsen nicht angewendet 
werden könne, weil diese Convention bereits vor der Publi- 
kation der Bundesverfassung abgeschlossen sei (am 7. Febr. 
1867), also dem Art. 66 schon rückwirkende Kraft beigelegt 
werden müsse. Dass die sächsische Convention in mehr als 
einer Beziehung den Rahmen der übrigen Conventionen über- 
schreitet und besonders die kaiserlichen Rechte mehr als 
jene einschränkt zu Gunsten des Königs von Sachsen, ist zu- 
nächst zweifellos. So widersprechen z. B. folgende Conven- 
tionsbestimmungen denen der Verfassung: 

1. Die Mittheilung der künftig für die preussische Armee 
ergehenden Anordnungen des Art. 63,5 erfolgt nicht durch 
den Militärausschuss an den Commandeur des sächsischen Con- 
tingents zur Nachachtung, sondern seitens des Königs von 
Preussen an den König von Sachsen. (Art. 2 der Con- 
vention.) 

2. Sachsen wird eine dauernde Vertretung im Militäraus- 
schüsse des Bundesraths zugesichert, während nach der Ver- 
fassung der Kaiser die Mitglieder desselben frei ernennt. (Art. 2 
der Convention im Gegensatz zu Art. 8, 2 R.-V.) 
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3. Die Befugniss — allerdings auch die Pflicht — zur Ab- 
stellung der bei der kaiserlichen Inspicirung gerügten Mängel 
des sächsischen Contingents steht nur dem König von Sachsen 
zu, nicht, wie nach der Verfassung, dem Kaiser. (Art. 4 der 
Convention im Gegensatz zu Art. 63, 3 R.-V.) 

4. Die Ernennung des Höchstcommandirenden des säch- 
sischen Contingents erfolgt durch den Kaiser auf Grund der 
Vorschläge des Königs von Sachsen, anstatt dass der Kaiser 
denselben frei ernennt. (Art. 7 der Convention im Gegensatz 
zu Art. 64, 2 R.-V.) 

Ferner enthalten die übrigen Bestimmungen der Conven- 
tion im Gegensatz zu allen anderen oben besprochenen Con- 
ventionen nicht eine Verminderung oder Beschränkung der 
den Contingentsherren nach der Verfassung belassenen Rechte 
— es kommt hier nach dem früher Gesagten eigentlich nur 
das Offizierernennungsrecht in Betracht — auch nicht eine 
Uebertragung der Militärverwaltung auf Preussen, sondern sie 
regeln, zwar nicht ausschliesslich, wie Laband *) behauptet, 
das Verhältniss des sächsischen Contingents zum Bunde und 
zum Bundesfeldherrn und enthalten in soweit genau die Be- 
stimmungen der späteren Bundesverfassung, nur in specieller 
Anwendung auf Sachsen, aber im Wesentlichen ist dieses 
doch der Inhalt und der Zweck der Convention. Nur 
wenige ihrer Bestimmungen bezwecken eine Annäherung des 
sächsischen Contingents an das preussische. Die den Haupt- 
inhalt der Convention bildende vertragsmässige Regelung einer 
in der Bundesverfassung behandelten Materie kann aber nicht 
zwischen Preussen und Sachsen ohne bundesgesetzliche Ge- 
nehmigung erfolgen, wenigstens keine rechtliche Gültigkeit be- 
anspruchen. Denn die Zusicherungen, welche dem König von 
Sachsen gemacht sind , konnte der König von Preussen als 
solcher gar nicht ertheilen, sondern dies konnte eventuell nur 
der Bundesfeldherr oder der Bund selbst. In der That wird 
als Mitcontrahent Sachsens auch der König von Preussen als 
Bundesfeldherr d. h. als Feldherr des nordd. Bundes bezeichnet, 
der aber damals noch nicht existierte, mithin auch keine bin- 

1) Laband a. a. O. III. S. 31. 
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denden Verpflichtungen eingehen konnte. Es kann folglich 
trotz der entgegenstehenden Versicherung der Convention nur 
der König von Preussen als solcher den Vertrag abgeschlossen 
haben, und dieser konnte sich höchstens verpflichten, dem- 
nächst bei Annahme der Bundesverfassung die Fortdauer der 
Conventionsbestimmungen durch Schaffung eines verfassungs- 
mässigen sächsischen Sonderrechts bei den übrigen Bundes- 
regierungen durchzusetzen. Die Absicht beider Contrahenten 
ging allerdings viel weiter. Sie wollten thatsächlich die 
Stellung Sachsens im Militärwesen des neuen Bundesstaates 
dauernd und fest regeln, einerlei ob die damals beabsichtigte 
Verfassung Bestimmungen enthalten würde, welche denen der 
Convention widersprächen oder nicht. Dies geht deutlich ge- 
nug aus der Bezeichnung der Convention 1 ) hervor als: 

»eine, um die Bestimmungen der Verfassung des nord- 
deutschen Bundes über das Bundes-Kriegswesen den be- 
sonderen Verhältnissen des Königreichs Sachsen anzu- 
passen, getroffene besondere Verabredung, welche unab- 
hängig von allen ferneren darauf bezüglichen Verhandlungen 
in Kraft treten und bleiben soll,« 
sowie ferner aus der Bestimmung des zwischen Preussen und 
Sachsen vereinbarten Nachtragsprotokoll vom 8. Februar 1867, 
wonach eine inzwischen getroffene Aenderung des Verfassungs- 
entwurfes, die über die Absicht der Convention hinausging, auf 
das Verhältniss zum Königreich Sachsen keine Anwendung 
finden solle. 2 ) 

Vorausgesetzt war aber doch immer, dass eine Bundes- 
verfassung überhaupt zu Stande kam, denn die Convention 
wollte sich ja dieser »anpassen«, und es konnte sonst vom 
Bundesfeldherm u. s. w. nicht die Rede sein. 8 ) 

Nun ist es aber ein zweifelloser Satz, dass die Bestim- 
mungen der Verfassung, wie jedem entgegenstehenden Gesetze, 
so auch jedem früheren Vertrage Vorgehen. 4 ) Da Sachsen 

*) Eingang der sächsischen Convention. 

2 ) Militärgesetze des deutschen Reiches, Berlin, Mittler & Sohn, 1877, 
1878, Band I, S. 69. Laband a. a. O. III. S. 31. Brockhaus a. a. O. S. 176. 

8 ) A. A. Laband a. a. O. III. S. 31. 

4 ) Zorn a. a. O. S. 304. Hänel a. a. (). S. 247 — 248. 
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weder die Aufnahme dieses Vertrages bei Annahme der Bun- 
desverfassung, noch — wie es nahe lag — bei der Redaction 
derselben 1871 die Erwähnung der Convention in der Schluss- 
bestimmung des XI. Abschnitts ähnlich der württembergischen 
Convention verlangt hat, so hat es damit auf etwaige ver- 
tragsmässige Sonderrechte verzichtet und sich dem Verfassungs- 
recht unterworfen. 1 ) Ganz verkehrt wäre es, der nicht ver- 
wirklichten Absicht der Contrahenten gegenüber der Verfassung 
superiore Bedeutung beizulegen, wie Brockhaus 2 ) es thut. 

Allein eine völlige Ungültigkeit der Convention liegt nicht 
vor, wenn man nicht etwa mit Zorn ohne Weiteres annimmt, 
die Convention behandele nur eine Materie, die nach Errich- 
tung des norddeutschen Bundes in die Sphäre der Bundes- 
gesetzgebung falle. Enthält die Convention nur solche Materien, 
so hat allerdings der völkerrechtliche Vertrag eo ipso seine 
Gültigkeit verloren, 8 ) nicht etwa nur, soweit er im Widerspruche 
mit der Verfassung oder Gesetzgebungdes Bundes steht. 4 ) Denn be- 
züglich der zur Zeit des Conventionsäbschlusses vorhanden ge- 
wesenen »Handlungsunfähigkeit« des Königs von Preussen ist eben 
keine Convalescenz durch eine Ratihabition erfolgt, welche 
allein in reichsgesetzlicher Anerkennung bestehen konnte. Die 
Convention enthält aber, wie schon angedeutet, auch noch 
ändere Bestimmungen, welche nicht in die Sphäre der Bundes- 
gesetzgebung fallen und daher in Geltung geblieben sind. Es 
werden die einzelnen hier in Betracht kommenden Bestimmungen 
unten (S. 51 ) noch näher aufgeflihrt werden. Brockhaus 6 ) be- 
hauptet ferner die Gültigkeit der Convention innerhalb des 
durch Art. 66 der Verfassung gezogenen Rahmens. Es ist 
Brockhaus zuzugeben, dass die Eingangsworte dieses Artikels 
* Wo nicht besondere Conventionen ein anderes bestimmen« 
ebenso gut äuf bereits bestehende wie auf künftige Conventionen 
bezogen werden können. Von einer rückwirkenden Kraft ist 

*) Laband a. a. O. III, 1. S. 82. A. A. Brockhaus a. a. O. S. 176. 

*) Brockhaus a. a. O. S. 176. 

®) Zorn a. a. O. S. 304. 

*) Laband a. a. O. III, 1. S. 32. 

5 ) Brockhaus a. a. O. S. 176. 
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hierbei nicht die Rede, da es sich nicht etwa um eine gesetz- 
liche Vorschrift handelt. 

Allein bei näherer Betrachtung der Convention ergiebt 
sich die Unanwendbarkeit des Art. 66 der Verfassung auf die 
Convention von selbst. Denn die sächsische Convention tritt 
nicht etwa das Offizierernennungsrecht des Königs von Sachsen 
an den König von Preussen oder Bundesfeldherrn bezw. Kaiser 
ab, sondern wahrt Sachsen dasselbe im vollen Umfange, macht 
sodann die Ernennung der sächsischen Generale (Art 7 der 
Conv.) von dem Einverständnis des Bundesfeldherrn abhängig, 
— insoweit übereinstimmend mit Art. 64 Abs. 2 der Reichs- 
verfassung — , und lässt endlich den Höchstkommandir enden 
des sächsischen Armeekorps auf Grund der Vorschläge des 
Königs von Sachsen durch den Bundesfeldherrn bzw. Kaiser 
ernennen. Die sächsische Convention regelt also das Offizier- 
ernennungsrecht nur, soweit es dem Bundesfeldherrn, jetzt 
Kaiser, zusteht. Es ist aber oben (S. 17) des Näheren aus- 
gefuhrt worden, dass Art. 66 lediglich besagt, dass die Con- 
ti ngentsh er ren auf ihr Offizierernennungsrecht zu Gunsten eines 
anderen Contingentsherrn, nicht zu Gunsten des Kaisers, ganz 
oder theilweise verzichten können. Die auf das Offizier- 
ernennung sreclit sich beziehenden Bestimmungen der sächsischen 
Convention müssen daher, nicht nur, soweit sie der Verfassung 
widersprechen, als rechtlich ungültig bezeichnet werden. Soweit 
sie mit der Verfassung übereinstimmen, ist es praktisch natür- 
lich gleichgültig, wem sie ihre thatsächliche Existenz verdanken. 

Der Verfasser kommt somit zu demselben Resultat wie 
Haenel: 1 ) Die Bestimmungen der Convention bilden, so lange 
sie nicht verfassungsmässig sanctionirt werden, einen thatsäch- 
liehen modus vivendi von Fall zu Fall, aber sie haben keinen 
Anspruch auf Rechtsverbindlichkeit gegenüber den Bestimmungen 
der Verfassung. Etwas anderes will auch wohl Zorn 2 ) nicht 

Haenel a. a. O. S. 248. Thudichum, Verfassungsrecht des nordd. 
Bundes. S. 111. 

2 ) Zorn a. a. O. S. 804, ebenso Haenel a. a. O. S. 247. Meyer a. a. O. 
S. 615. 4. Thudichum Verf.-Recht des nordd. Bundes. S. 111, A. A. derselbe 
in Holtzendorffs Jahrb. I, S. 24. Laband a. a. O. III. 1. S. 31 ff. 
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behaupten, wenn er sagt: Die sächsische Convention, soweit 

sie sich im Rahmen der kaiserlichen Dispositionsfreiheit bewegt, 
ist ein feierliches Versprechen des Königs von Preussen, sich 
in seiner Eigenschaft als Bundesfeldherr Sachsen gegenüber 
in gewisser Weise zu verhalten. 

Da die Convention in der Hauptsache längst ihre Rechts- 
kraft verloren hat, so kann von eigentlichen Aufhebungsgründen 
derselben nicht gesprochen werden. Der Kaiser ist jederzeit 
in der Lage, das volle Verfassungsrecht Sachsen gegenüber 
zur Anwendung zu bringen. Andererseits ist er — theoretisch 
betrachtet — allerdings befugt, einer Aenderung dieses that- 
sächlichen modus vivendi durch Reichsgesetz in seiner Eigen- 
schaft als König von Preussen zu widersprechen, wenngleich 
dies kaum je praktisch werden dürfte. 

Völlig gültig sind natürlich solche Zusicherungen geblieben, 
welche der König von Preussen als solcher dem König von 
Sachsen und umgekehrt machen durfte. Dahin gehört z. B. 
die Zusicherung einer Betheiligung Sachsens an den Einrich- 
tungen des preussischen Heeres, als höheren Militär-Bildungs- 
Anstalten incl. Kriegsschulen, den Examinationscommissionen, 
den militärwissenschaftlichen und technischen Instituten , dem 
Lehrbataillon, der Militär-Reitschule, der Schiessschule, der 
Central-Turnanstalt und dem grossen Generalstab. Denn diese 
Anstalten sind, obwohl nur Reichszwecken dienend, ebenso- 
wenig wie die Kriegsministerien, Reichsbehörden oder Reichs- 
institute, sondern Landesinstitute, deren Existenz das Reich 
durch Aufstellung des Princips der Einheitlichkeit in der Aus- 
bildung fordert. 

Ebenso muss als fortgeltend anerkannt werden die Be- 
stimmung betr. die Commandierung preussischer bezw. sächsischer 
Offiziere in das sächsische bezw. preussische Contingent. (Art. 4, 1 
der Convention.) 

Ausserdem sind mehrere Bestimmungen der Convention 
z. B. über Formation, Gliederung und Eintheilung des sächsischen 
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Contingents durch die Reichsgesetzgebung wiederholt 1 ) und 
daher aus diesem Rechtsgrunde in Geltung. 

Für die Frage, ob die Militärhoheit des Reiches auch für 
Sachsen gilt oder nicht, für die Einheitlichkeit des Reichs- 
heeres kann es selbstverständlich nur auf die Rechtsbeständig- 
heit der Convention ankommen. Das in dieser Hinsicht ge- 
wonnene Resultat wird also nicht durch die Convention alteriert. 
Die Einheitlichkeit des Heeres würde aber auch bei Gültigkeit 
der Convention bestehen, da dieselbe ja im Grossen uud 
Ganzen die verfassungsmässige Stellung der Contingentsherren 
festhält. 


Die württembergische Convention. 

Der sächsischen Militärconvention am ähnlichsten ist die 
württembergische. Es ist oben bereits der eigenthümliche 
Geltungsgrund erörtert worden: Dieselbe ist integrierender Be- 
standtheil der Reichsverfassung. Einer näheren Untersuchung 
bedarf nur noch die Frage, ob diese Convention die Einheit- 
lichkeit des Reichsheeres berührt oder nicht, ob dieselbe ins- 
besondere derartige Abänderungen der allgemein gültigen Ver- 
fassungsbestimmungen enthält, dass man von einer fortdauernden 
Militärhoheit des Königs von Württemberg sprechen kann oder 
ob die Convention ebenfalls, wie die sächsische, mit einigen 
Abänderungen die Stellung, welche die Verfassung den Con- 
tingentsherren einräumt, wahrt. 2 ) 

Auch das württembergische Armeecorps steht zunächst 
im Kriege wie im Frieden unter dem Oberbefehl des Kaisers, 
ist auch nach preussischem Muster reorganisirt, verbleibt aber 
im übrigen in seiner besonderen Gliederung. Auch Württem- 
berg unterliegt der Militärgesetzgebung des Reiches und es 
sind dementsprechend die preussischen Militärgesetze etc. mit 
Ausnahme einiger weniger im Art. 10,3 bezeichneten Gesetze 
und Reglements eingeführt, und bleiben nur in dieser Beziehung 

1) Reichsmilitärgesetz v. 2. Mai 1874 § 3 bezüglich der Formation des 
sichs. Corps; cf. ferner §§ 2 und 4 daselbst, die auch auf das sSchs. Corps 
sich beziehen. 

2) Brockhaus a. a. O. S. 217. 
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die betr. württembergischen Anordnungen bis zur reichsgesetz- 
lichen Regelung in Wirksamkeit. Es liegt also in dieser Be- 
stimmung kein wirkliches Sonderrecht, sondern eine Ueber- 
gangsbestimmung. 

Das Aufsichtsrecht des Reiches über die Ausführung der 
Reichsgesetze, welches der Kaiser ausübt, das Verordnungs- 
recht des Bundesraths in Militärangelegenheiten gilt auch für 
Württemberg, 

Der Etat für die württembergische Heeresverwaltung wird 
vom Reiche festgesetzt, der Unterhält des württembergischen 
Heeres vom Reiche bestritten. Trotzdem fallen Ersparnisse 
an der Heeresverwaltung, »welche unter voller Erfüllung der 
Bundespflichten als Ergebnisse der obwaltenden besonderen 
Verhältnisse möglich werden,« Württemberg zu, nicht dem 
Reichsfiscus, wie sonst der Fall. 

Wie mit Sachsen, so ist auch mit Württemberg die Ver- 
abredung getroffen, im Interesse einer gleichmässigen Ausbil- 
dung, Offiziere des preussischen und württembergischen Con- 
tingents durch zeitweise Commandirungen auszu tauschen. 

Das kaiserliche Inspectionsrecht ist auch für Württemberg 
anerkannt. Es sollen nur dem Könige von Württemberg die 
an Stelle des Kaisers inspicirenden Personen vorher bezeichnet 
werden, ohne dass jedoch demselben ein Einfluss auf die Er- 
nennung dieser Personen zustände. Eine reine Höflich- 
keitspflicht ! 

Ferner darf der Kaiser die Abstellung Vorgefundener 
Mängel des württembergischen Contingents nicht direct an- 
ordnen, sondern nur deren Abstellung vom König von Würt- 
temberg verlangen. Dieser ist aber — worauf allein prak- 
tisches Gewicht zu legen ist — ebenso wie alle anderen Con- 
tingentsherren bezw. Contingentscommandeure zur Abstellung 
verpflichtet. 

Zur Vermittlung der dienstlichen Beziehungen findet ein 
directer Schriftwechsel zwischen dem preussischen und württem- 
bergischen Kriegsministerium statt. Die betr. kaiserlichen An- 
ordnungen erhält letzteres auf diese Weise zur entsprechenden 
Ausführung. Es besteht auch hier eine Pflicht zur Aus- 
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führung, dagegen ist hier ein wirkliches, formelles Verordnungs- 
recht vorhanden (s. oben S. 24). Daneben ist Württemberg 
dauernd im Militärausschüsse des Bundesraths vertreten. 

Die Formation des württembergischen Corps beruht nicht 
auf Reichsgesetz, sondern auf vertragsmässiger Vereinbarung, 
es ist ein geschlossener Bestandteil des deutschen Reichs- 
heeres. 

Es soll im eigenen Lande dislocirt sein, abgesehen von 
Kriegszeiten. Eine hiervon abweichende Anordnung des 
Kaisers im Frieden sowie die Dislocirung anderer deutscher 
Truppenteile in das Königreich Württemberg bedarf der Zu- 
stimmung des Königs, sofern es sich nicht um die Besetzung 
süddeutscher oder westdeutscher Festungen handelt. Es bildet 
dieses Sonderrecht immerhin eine bedeutende Einschränkung 
der kaiserlichen Rechte, aber der Hauptzweck der Verfassung, 
ein einheitliches Heer für den Krieg zu schaffen, erscheint 
durch den Fortfall des Sonderrechts im Kriege gewahrt. 1 ) 

Das kaiserliche Offizierernennungsrecht ist verschiedenen 
Aenderungen unterworfen. Gemäss Art. 5 der Convention er- 
nennt der König von Württemberg den Höchstkommandieren- 
den des Armeecorps nach vorgängiger Zustimmung des Kaisers, 
während nach Art. 63, Abs. 2 der Verfassung der Kaiser den- 
selben unbeschränkt ernennt. Wenn auch der König von 
Württemberg meist die Auswahl der betr. Persönlichkeit dem 
Kaiser überlassen wird, um dieser Zustimmung sicher zu sein, 
und in der That bisher nur preussische Generale an der Spitze 
des württembergischen Corps gestanden haben, so handelt es 
sich doch immerhin um ein wichtiges formelles Recht des 
Königs von Württemberg. Noch wichtiger ist die Bestimmung, 
dass der König von Württemberg die sämmtlichen übrigen 
Offiziere seines Contingents, namentlich die Generale ernennt, 
ohne an die nach Art. 64, Abs. 2 der Verfassung erforderliche 
Zustimmung des Kaisers gebunden zu sein. Aber auch die 
so ernannten Offiziere sind laut ihres Fahneneides dem Kaiser 
zu unbedingtem Gehorsam verpflichtet und bezüglich ihrer 


*) Brockhaus a. a. O. S. 193. 
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Qualification sind die vom Kaiser erlassenen Vorschriften allein 
massgebend. Dies genügt für die Erhaltung der Einheitlichkeit 
des Heeres. Nach Art. 7 der Convention muss sich der Kaiser, 
wenn er einen Kommandanten einer in Württemberg belegenen 
Festung ernennen will, ferner wenn er einen von ihm zu er- 
nennenden Offizier aus dem württembergischen Armeecorps 
wählen will, vorher mit dem König von Württemberg »in Ver- 
nehmen setzen«. Da aber die Convention ausdrücklich auf 
das Verfassungsrecht verweist, so kann das »in Vernehmen 
setzen« lediglich die Pflicht zur Mittheilung seitens des Kaisers 
und die Befugniss zu Gegenvorstellungen seitens des Königs 
von Württemberg bedeuten, nicht aber ein Recht der Zustim- 
mung. *) Dasselbe gilt übrigens auch bei der Anlage neuer 
Festungen in Württemberg. Also auch dieses Sonderrecht 
ist praktisch von geringer Bedeutung. 

Dem König von Württemberg stehen daher, abgesehen 
von dem formellen Militärverordnungsrecht, alle Rechte als 
Co n tingentsherr zu, welche die Verfassung den Contingents- 
herren überhaupt beilegt im Art. 66 und 63, jedoch das 

1. Offizierernennungsrecht mit praktisch wenig bedeut- 
samen Erweiterungen; 

2. die Militärgerichtsbarkeit in Strafsachen und das Be- 
gnadigungsrecht, so wie die Verfassung es voraussetzt; 

3. die Bestimmung der äusseren Abzeichen mit der Er- 
weiterung, dass der König die Bekleidung seines 
Armeecorps selbst bestimmen kann, und nur hierbei 
den Verhältnissen des Reichsheeres möglichst Rechnung 
tragen soll. 

Was die landesherrlichen Rechte anlangt, so hat der 
König von Württemberg 

1. die Chefstellung der Verfassung ; 

2. das Inspectionsrecht der Verfassung; 

3. das Recht auf Mittheilung der Avancements und Er- 
nennungen , die sein Contingent betreffen, bezieht sich 
nur auf die Kommandanten württembergischer Festun- 


*) Brockhaus a. a. O. S. 196. 194. 
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gen, da alle übrigen Offiziere in Württemberg vom 
Könige ernannt werden; 

4. das polizeiliche Requisitionsrecht steht Württemberg in 
dem verfassungsmässigen Umfange zu. 

Schon daraus, dass dem König von Württemberg die 
Chefstellung angewiesen wird, folgt zur Genüge, dass er 
keine Militärhoheit mehr besitzt , dass diese allein dem 
Reiche zukommt auch Württemberg gegenüber, dass also die 
Einheitlichkeit des Reichsheeres nicht durch die Convention 
alteriert wird. 

Eine Aufhebung der Convention kann, da es sich um ein 
verfassungsmässiges Sonderrecht handelt, nur mit Zustimmung 
Württembergs im Wege des Art. 78 der Reichsverfassung er- 
folgen. Ebenso kann aber Preussen die Convention selbst 
gegen den Willen Württembergs und der Bundesraths-Majorität 
aufrecht erhalten, falls eine gesetzliche Aufhebung oder Ab- 
änderung der Convention beabsichtigt wird. Ueber sonstige 
Abänderungen der Convention, die nicht lauter Sonderrechte 
enthält, ist bereits oben S. 8 das Nöthige bemerkt worden. - 

Der bayrische Bündnisvertrag III § 5. 

Die rechtliche Stellung dieser Militärconvention ist dieselbe 
wie die der württembergischen. Der Vertrag enthält aber im 
Gegensätze zu der württembergischen Convention lauter Sonder- 
rechte für den Mitcontrahenten des deutschen Bundes . l ) Für 
die Bestimmung der staatsrechtlichen Bedeutung der Militär- 
conventionen als solcher ist diese Convention ebenso wenig 
geeignet wie die württembergische, eben weil sie Bestandteile 
der Verfassung selbst sind und daher auch der Grundsatz, dass 
Militärconventionen nur neben der Verfassung, nicht im Wider- 
spruche mit ihr Geltung beanspruchen können, für sie fortfällt. 

Dagegen ist die bayrische Convention für die Frage nach 
der Einheitlichkeit des Reichsheeres von der höchsten Bedeu- 
tung. Zunächst ist es die einzige Convention, welche von einer 
Militärhoheit des Contingentsherrn spricht und bildet insofern 
ein wichtiges argumentum e contrario für den Mangel derselben 

*) Zorn a. a. O. S. 328. 
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bei den übrigen Contingentsherren/ Allem, diese Militärhoheit 
ist keine unbeschränkte, vielmehr eine nicht souveräne. Denn 
principieH hat Bayern seine Souveräne» Militärhoheit als Bestand- 
theil seiner Souveränetät überhaupt ebenso gut verloren wie 
alle anderen Einzelstaaten. 1 ) . 1 

Bayern hat neben dem Reichsheer im Frieden ein fast 
vollkommen selbständiges Sonderheer. Jedoch geht diese Selb- 
ständigkeit nicht soweit, dass dasselbe völkerrechtlich als ein 
Machtmittel des bayrischen Staates zu betrachten wäre. Auch 
das bayrische Heer ist nur für das Reich, durch das Reich 
und im Reiche möglich, Wie Brockhaus 2 ) treffend bemerkt hat. 
Im Frieden ist es der Aufsicht und der Gesetzgebung des 
Reiches und Kaisers unterworfen, im Kriege steht es ganz wie 
alle übrigen Contingente unter dem Oberbefehl des Kaisers und 
der König von Bayern ist dann nur Chef seiner Truppen. 8 ) 

Ein Vergleich der den übrigen Contingentsherren be- 
lassenen Rechte mit denen des Königs von Bayern wird die 
Bedeutung der letzteren klarer erkennen lassen. 

I. Landesherrliche Rechte. 

1. Der König von Bayern ist nicht Chef seiner Truppen, 
sondern der wirkliche Befehlshaber derselben, der allein An- 
spruch auf ihren militärischen Gehorsam hat im Frieden. Da 
fremde Truppen in Bayern nicht dislociert sein dürfen, so fällt 
das Verhältnis des Königs zu ihnen fort. 

2. Das Recht der Inspicierung ist hier kein blosses Ehren- 
recht, sondern Consequenz des Oberbefehls, daher mit dem 
weiteren Rechte ausgestattet, die Vorgefundenen Mängel selbst 
abzustellen, freilich nur im Sinne einer Annäherung an das in 
Ziffer III ausgesprochene Prinzip, wonach Bayern verpflichtet 
ist zur Herstellung voller Uebereinstimmung mit den für das 
übrige Heer bestehenden Normen in Bezug auf Organisation, 
Formation, Ausbildung, Mobilmachung, Gebühren u. s. w. 4 ) 

*) Zorn a. a. O. S. 328. 

2) Brockhaus a. a. O. S. 217. 

8 ) Brockkaus a. a. O. S. 158. Meyer a. a. Q.' S. 46. 

4 ) Laband a. a. O. III, 1 S. 25. Brockhaus a. a. O. S. 158. 
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3. Das Recht auf Mittheilung der Beförderungen und Er- 
nennungen von Contingentsoffizieren ist gegenstandlos, da der 
König als Inhaber der Militärhoheit sämmtliche Offiziere selbst 
ernennt 

4. Ebenso gegenstandslos ist das Recht der polizeilichen 
Requisition, da der König nicht requiriert, sondern befiehlt. 

II. Contingentsherrliche Rechte. 

1) Das Ernennungsrecht der Offiziere steht dem König 
unbeschränkt zu. Der Kaiser darf auch nicht für die von ihm 
im Reichsdienste zu besetzenden Stellen Offiziere aus dem 
bayerischen Heere wählen. Der König von Bayern darf 
andrerseits nur solche Personen zu Offizieren ernennen, die 
den für das übrige Reichsheer geltenden Qualifications-Normen 
entsprechen, gemäss Ziff. III des Vertrages (s. o.) Eventuell 
hilft hier den etwaigen Mängeln das kaiserliche Inspections- 
recht ab, dem allerdings ein rechtlicher Zwang zur Abstellung 
der Mängel nicht zur Seite steht. 1 ) 

2) Die Militärgerichtsbarkeit steht Bayern in demselben 
Umfange zu, wie den anderen Contingentsherren. 

3) Zu dem eingeschränkten Rechte, die äusseren Ab- 
zeichen des Contingents zu bestimmen, kommt für Bayern 
noch das weitere Recht hinzu, Bewaffnung, Ausrüstung, Grad- 
abzeichen, Uniformierung und Numerierung der Regimenter 
u. s. w. selbst zu bestimmen, 2 ) da hierin der König von 
Bayern Uebereinstimmung herzustellen sich Vorbehalten hat. 

Diese Bestimmung kann aber nur den Sinn haben, dass 
das Recht sich innerhalb des Rahmens bewegen soll, welcher 
durch die Pflicht Bayerns zur Herstellung der Einheitlichkeit 
in Organisation und Ausbildung gespannt ist. Es kann nicht 
angenommen werden, dass dieses Princip durch jene Bestim- 
mung rein illusorisch gemacht werden sollte. Denn ohne einheitliche 
Bewaffnung und Ausrüstung noch von einheitlicher Ausbildung zu 
reden, wäre undenkbar. Auch zeigt der Ausdruck, Bayern »behält 
sich die Herstellung der vollen Uebereinstimmung vor« , dass es 

*) Brockhaus a. a. O. S. 162. 151. 

2) Vertrag § 6 Nr. III Abs 3. Schlussprotokoll XIV § 4,1. 
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Nothwendigkeit einer Uebereinstimmung anerkennt, aber Zeit 
zur Herstellung derselben gewinneu will. Thatsächlich ist 
denn auch in Bezug auf Bewaffnung und Ausrüstung, ja sogar 
auch hinsichtlich der Infanterie-Gradabzeichen volle Ueberein- 
stimmung hergestellt. 

Endlich fuhrt Bayern die Verwaltung seines Heeres im 
eigenen Namen und auf eigene Rechnung, wenngleich die 
Etatsansätze des Reichsmilitäretats dabei zu Grunde gelegt 
werden müssen. Es würde zu weit fuhren, sämmtliche Rechte 
des Königs von Bayern über sein Heer im Vergleich mit den 
contingentsherrlichen Rechten der übrigen Bundesfiirsten auf- 
zuzählen. Das Gesagte mag genügen, um zu zeigen, dass 
die Einheitlichkeit des Reichsheeres auch durch Bayerns mili- 
tärische Stellung nicht alteriert wird. Denn die festen 
Grundlagen der Einheitlichkeit: die Gesetzgebung des Reiches, 
der kaiserliche Oberbefehl im Kriege, der gemeinsame Militär- 
etat, die allgemeine Wehrpflicht, militärische Freizügigkeit, 
Aufsichtsrecht des Reiches und Inspectionsrecht, wie auch In- 
spections pflicht des Kaisers, endlich Uebereinstimmung in 
Organisation, Formation und Ausbildung lassen das bayerische 
Heer nur als einen selbständigen Theil des Reichs- 
heeres erscheinen. 

Die Vereinbarung bez. der Festung Ulm. 

d. d. 16. Juni 1874. 

Diese Vereinbarung, welche ebenfalls den Charakter einer 
Militärconvention trägt, ist zwischen den Staaten Bayern und 
Württemberg und dem deutschen Kaiser bzw. König von Preussen 
abgeschlossen. Die Festung Ulm, welche aus einem bayerischen 
am rechten Donau -Ufer und einem wüttembergischen am 
linken Donau-Ufer belegenen Theil besteht, wird dadurch zur 
Reichsfestung erhoben oder wie die Convention selbst sagt, 1 ) 
»zu einem einheitlichen Waffenplatz unter einheitlichem Com- 
mando und einheitlicher Verwaltung durch Organe des deutschen 
Reiches.« Um diesen Zweck zu erreichen, mussten Bayern 
und Württemberg auf ihre verfassungsmässigen Sonderrechte 

J ) Hauptprotokoll Art. 1. 
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zum Theil verzichten, so dass im Grossen und Ganzen der 
Art. 64 Abs. 2 der Verfassung wiederhergestellt ist. 1 ) Der 
» einheitliche c Waffenplatz steht unter dem einheitlichen Com- 
mando des Gouverneurs, den der Kaiser für die gesammte 
Festung frei ernennt. Bayern verzichtet damit auf die Er- 
nennung eines Gouverneurs für den bayerischen Theil der 
Festung, dagegen muss der Kaiser sich über die zum Gouver- 
neur zu ernennende Persönlichkeit vorher mit dem Könige 
von Württemberg ins Vernehmen setzen.*) Das Recht des 
Letzteren ist aber ebensowenig wie das Art. 7 der württem- 
bergischen Convention erwähnte Recht ein Zustimmungsrecht. 

Auch der dem Gouverneur unterstellte Commandant wird 
vom Kaiser ernannt, jedoch nach den Vorschlägen der bayrischen 
Regierung aus den bayrischen Offizieren, 8 ) ferner der Artillerie- 
offizier vom Platz und der Platzmajor des rechten Ufers eben- 
falls aus den bayrischen, der Platzmajor des linken Ufers da- 
gegen aus württembergischen Offizieren. 4 ) 

Alle diese Offiziere, welche den Stab der Festung bilden, 
stehen nur im Reichsdienste und leisten demgemäss dem Kaiser 
den Fahneneid. 0 ) Das Gleiche gilt vom Ingenieur vom Platz 
und Gouvernementsadjutanten. Zur Besatzung dürfen im 
Frieden nur bayrische und württembergische Truppen verwandt 
werden, deren Stärke sich nach dem Etat richtet, im Kriege 
natürlich der Entscheidung des Oberbefehls untersteht Auch 
das unbeschränkte Dislocationsrecht des Kaisers tritt im Kriege 
für die Festung in Kraft. 

Die einheitliche Verwaltung ist nur eine finanzielle, indem 
alle für die Festung bestimmten persönlichen und sachlichen 
Ausgabepositionen in den preussischen Militäretat des Reichs- 
haushaltsetats eingestellt werden, mit Ausnahme des auf Rech- 
nung des bairischen Militäretats fallenden Antheils, welcher in 

*) Brockhaus a. a. O. S. 211. Laband a. a. O. III. S. 77. 

*) Nebenprotokoll No. 1. 

8 ) Hauptprotokoll Art. III. Nebcnprotokoll zwischen Preussen u. Bayern 
Artikel 2. 

4 ) Nebenprot. zwischen Preussen u. Württemberg No. 3. 

6 ) Hauptprot. Art. II. 
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Abrechnung gebracht und im letzteren entsprechend vorge- 
tragen wird. So ist auch hier die Sonderefcistenz des bayrischen 
Militär -Fiscus neben dem Reichs- Militär- Fisciis anerkannt. 
Bayern behält in Folge dieser Stellung die etwaigen Erspar- 
nisse für sich, richtiger hat nach Verhältniss seiner Beitrags- 
quote Antheil an den gemeinsamen Ersparnissen. 1 ) Württem- 
berg s ähnliches verfassungsmässiges Sonderrecht gilt hier nicht, 
da die Verwaltung der gesammten Summe durch das 
preussische Kriegsministerium erfolgt, 2 ) nicht durch Württem- 
berg und Bayern. 

Im Uebrigen — abgesehen von der Finanzverwaltung — 
besteht aber die bayrische und württembergische Contingents- 
verwaltung, diese als mittelbare Reichsverwaltung, fort. 3 ) 

Die rechtliche Gültigkeit der Vereinbarung ist vielfach 
bestritten worden und zwar mit Recht. Dieselbe ändert inte- 
grirende Bestandtheile der Reichsverfassung mehrfach ah. 
Folglich wäre zur Gültigkeit dieser Aenderungen ein Ver- 
fassungsgesetz unter Zustimmung Württembergs und Bayerns 
erforderlich gewesen. Da dieses nicht geschehen, so muss die 
Vereinbarung, soweit sie die erwähnten Sonderrechte ändert 
oder aufhebt, als juristisch ungültig erklärt werden. 4 ) That- 
sächlich wird der vertragsmässig erklärte Verzicht auf die Son- 
derrechte wohl kaum einer Anfechtung unterliegen. Die Ein- 
heitlichkeit des Reichsheeres hat besonders durch den Verzicht 
Bayerns erheblich gewonnen. 

Recapitulation. 

Es wird sich empfehlen, das Resultat der gesammten 
vorstehenden Erörterungen kurz zu wiederholen, 

I. Die Militärconventionen im deutschen Reiche sind Ver- 
träge über das deutsche Heerwesen, abgeschlossen zwischen 
Preussen bezw. dem Kaiser und sämmtlichen deutschen Ein- 
zelstaaten. 

*) Hauptprotokoll Art. VIII. : ’ 

*) Daselbst. 

*) Hauptprotokoll Art. VI. 

4 ) Aehnlich Zorn a. a. O. S. 808. 304. 
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II. Im einzelnen ist ihr Inhalt verschieden, und es ergeben 
sich darnach folgende Gruppen: 

a. die sächsische Convention, 

b. die würtlembergische Convention, 

c. der bayrische Bündnissvertrag, 

d. die Vereinbarung bez. der Festung Ulm, 

e. sämmtliche übrige Conventionen. 

III. Für die Bestimmung der staatsrechtlichen Natur der 
Militärconventionen kommen nur die unter d und e bezeich- 
neten in Betracht, da nur diese wirkliche Verträge sind. 

IV. Der Inhalt der unter e bezeichneten Conventionen 
lässt sich in 2 Hauptpunkten zusammenfassen: i. völliger oder 
theilweiser Uebergang der contingentsherrlichen Rechte, ins- 
besondere der Militärverwaltung auf Preussen zur Ausübung. 
2 . Beschränkung des kaiserlichen Dislocations- und Formations- 
rechts u. s. w. 

V. Je nach ihren beiden Hauptbestandtheilen, d. h. je 
nachdem sie die Uebertragungvoncontingentsherrlichen Rechten 
oder die Zusicherung einer bestimmten Ausübung kaiserlicher 
Rechte zum Gegenstände haben, sind die Conventionen gültig 
oder nicht. 

Gültig sind alle Bestimmungen, welche Verzichte auf die 
Ausübung der verfassungsmässig vorbehaltenen Rechte seitens 
der Contingentsherren enthalten. Auch eine definitive Ueber- 
tragung dieser Rechte selbst enthält keinen Verzicht auf die 
Militärhoheit. Diese steht vielmehr allein dem Reiche zu. Die 
betreffenden Rechte sind unselbständige Verwaltungsbefugnisse 
mit militärischen Ehrenrechten umkleidet. Gültig ist also die 
Uebertragung der Militärverwaltung auf Preussen. Gültig ferner 
die Uebertragung des Offizierernennungsrechtes der Contingents- 
herren auf Preussen. Die Befugniss zum Abschluss solcher 
Verträge beruht nicht auf der Ermächtigung des Art. 66 der 
Reichsverfasssung, der streng zu interpretiren ist, sondern auf 
der den Einzelstaaten verbliebenen staatlichen Selbständigkeit. 

Ungültig ist dagegen die Uebertragung der im Art. 64, 2 
dem Kaiser zugesprochenen Ernennungs- und Genehmigungs- 
rechte auf die Contingentsherren bezw. eine Aenderung zu 
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deren Gunsten. Eine Befugniss des Kaisers hierzu kann auf 
Art. 66 der Verfassung nicht gestützt werden. Ungültig sind 
ferner alle Bestimmungen, welche den kaiserlichen Oberbefehl 
einschränken und zu einer bestimmten Art der Ausübung 
kaiserlicher Rechte verpflichten, z. B. des Dislocations-, For- 
mations- und Inspectionsrechts. 

Nicht mehr gültig ist die sächsische Convention, soweit sie 
Sachsens Stellung zum Bunde regelt, da sie durch die spätere 
verfassungsgesetzliche Regelung derselben Materie von selbst 
ihre Kraft verloren hat und Art. 66 sich nicht auf diese Con- 
vention bezieht. 

Ungültig ist die Ulmer Convention, da sie die Schlussbe- 
stimmung des XI. Abschnitts der Verfassung vertragsmässig 
ausser Kraft setzen will und dies nur im Wege des Art. 78, 2 
der Verfassung erfolgen kann, denn 

VI. Militärconventionen gelten nur neben der Verfassung 
und Reichsmilitärgesetzgebung, nicht im Widerspruche mit der- 
selben. Sie sind keine authentische Interpretationen, da sie 
nicht von der Reichsgewalt ausgehen. 

VII. Sie können jederzeit durch die Reichsgesetzgebung 
beseitigt werden, abgesehen vom Vetorecht des Königs von 
Preussen. 

VIII. Es sind kündbare Verträge, zu deren Abschluss 
auf Seiten des Mitcontrahenten Preussens landständische Ge- 
nehmigung nöthig ist, jedoch nicht auf Seiten Preussens. 

Für das Reich genügt eine Mittheilung zur Kenntnissnahme, 
soweit nur Preussen in Betracht kommt. Dagegen wäre, so- 
weit der Kaiser in Betracht kommt, Zustimmung des Reiches 
in gesetzlicher Form noth wendig. Dieselbe ist aber nirgends 
eingeholt. 

IX. Die obigen Grundsätze gelten nicht für die württem- 
bergische Convention und für den bayerischen Bündnisvertrag, 
die nicht mehr Vertragsnatur haben, sondern ein Theil der 
Verfassung sind. 

X. Die Conventionen verändern nur wenige Sätze der 
Verfassung. 
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XI. Die Einheitlichkeit des Reichsheeres fdlgt aus der 
Verfassung, nicht aus den Conventionen. Sie ist daher eitle 
wirkliche, innerlich gebotene, nicht nur militärisch technische. 
Andererseits /zerstören die Conventionen* auch nicht die 
Einheitlichkeit des Heeres, indem sie für die verschiedenen 
Theile desselben verschiedene Grundsätze- airfstellen. *} -Sie 
halten vielmehr c}je verfassungsmässig Stellung des Contin- 
gentsherrn (mit Ausnahme der bayerischen Convention) fest, ab- 
gesehen von wenigen praktisch werthlosen Aenderungen. Die 
Einheitlichkeit des Reichsheeres und seiner Verwaltung wird 
allerdings durch die Conventionen gesichert und gestärkt, 
aber nicht geschaffen. Es wird dadurch der Mangel einer 
obersten Reichsbehörde für diesen wichtigsten Zweig der 
JReichsverwaltung weniger fühlbar. Ausserdem wjerden dadurch 
die Rosten mehrerer Contingentsverwaltungen erspart. 

XI. Die Einheitlichkeit des Reichsheeres wird auch durch 
die bayerische Convention nicht erschüttert, da die Sonder- 
stellung Bayerns im Kriege fortfällt und auch im Frieden nicht 
ein Ausscheiden des bayerischen Heeres aus dem Reichs- 
heere bewirkt. 

f * . T | . , * ' 

4 K ‘ \ \ * 

Sqhlussbemerkung. 

Nachdem Verfasser diese Abhandlung bereits vollständig 
abgeschlossen hatte, ist Labands Staatsrecht des deutschen 
Reiches, insbesondere dessen »die bewaffnete Macht des 
Reiches« behandelnder Theil (Bd.-J-I Abth, 2) in neuer Auflage 
erschienen,. Der Verfasser war daher nicht mehr in der Lage, 
diese neueste Vpröffenf%hung in seiner, Arbeit zu berück- 
sichtigen. ; • .■ ; .. ■' ' 

Ij Labarid a? ä*. K 111.1. S. k a. A? ‘ fT * ! \\ 
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